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7 Feuſcher Beidpsing. = 


8. Sitzung. 

Berlin, 18. Januar. 12 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths: 
v. Bötticher, Lohmann u. A. 2 - 

Ohne Debatte erledigt das Haus in erſter und zweiter Be⸗ 
rathung den Geſetz⸗Entwurf betreffend die Feſtſtellung eines Nach⸗ 
trages zum Staatshaushalt für 1882/83, in welchem 7,775,000 Mark 
Bi Rate zur Errichtung des Reichstagsgebäudes verlangt 
werden. 

Es folgt die dritte Berathung des von dem Abg. Windthorſt 
vorgeſchlagenen Geſetzentwurfs betreffend die Aufhebung des Ge⸗ 
ee über die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen⸗ 
ämtern. 

Abg. v. Dm (Freudenftadt); Der Standpunkt aller Parteien 
dieſem Antrag gegenüber iſt bei der erſten Leſung deſſelben ausführlich 
dargelegt worden, namentlich wäre es überflüſſig noch über die Stel⸗ 
lung der Reichspartei nach der klaren Rede des Herrn v. Kardorff zu 
ſprechen, wenn dieſelbe nicht in der Preſſe eine irrthümliche Behand⸗ 
lung erfahren hätte. Da iſt ausgeführt, er habe nicht im Sinne ſeiner 
Partei geſprochen und, frotzdem dieſer Mittheilung die Berichtigung 
auf dem Fuße folgte, hielt man an ihr feſt. Wir konſtatiren daher, 
daß Herr v. Kardorff im Namen feiner F für eine mo⸗ 
tivirte Tagesordnung eingetreten iſt. Gleichzeitig erkläre ich, daß die 
Fraktion auch heute noch bei der Auffaſſung verharrt, daß der Antrag 
Windthorſt nicht opportun ſei. Auch wir wollen den Frieden, aber 
einen ehrlichen, anſtändigen Frieden, geſchloſſen auf Grund gegenſei⸗ 
tiger Vereinbarung. Die 8 diskretionären Gewalten halten 
wir nur für ein se tadium und eine Reviſion der Mai⸗ 

eſetze nicht für ausgeſchloſſen, wenn erſt eine Verſtändigung mit der 

urie erzielt iſt. ; 

Abg. Reichenſperger (Krefeld): Würtemberg kennt keinen 
Kulturkampf, weil dort nicht ein Geſetz beſteht, wie wir es jetzt mit 
dieſem Antrage bekämpfen. Seine unheilvollen Wirkungen ſind aner⸗ 
kannt, und doch iſt es nicht aufgehoben worden. Hier alſo hätte ſich 
Gelegenheit zu einer Bethätigung der verſöhnlichen Geſinnung geboten, 
ven der von Herrn von Ow und feinen Freunden nur geſprochen wird. 
aber wird ſind bei einem be⸗ 


eltend macht. 5 H AS: 
bc die di Zeit des beginnenden Kulturkampfes und inmitten 


zeſſioniſten und der Konſervativen angenommen; ebenſo 8 3, welcher 
beſtimmt, daß das Geſetz mit dem Tage der Verkündigung in Kraft 
treten ſolle. 

Es folgt die erſte Berathung des von den Abgg. Buhl und 
Genoſſen eingebrachten Geſetzentwurfs, betr. die Entſchädigung 
rd 9 en und die Unfallverſicherung der 

rbeiter. 

Abg. Lasker: Als dieſer Antrag eingebracht wurde, haben die 
Antragſteller erklärt, daß die Einbringung deſſelben nicht die Bedeu⸗ 
tung einer Verpflichtung für jede Einzelheit in der Geſetzgebung habe, 
ſondern lediglich die einer Verſtändigung in Betreff der leitenden 

rundſätze. Daran iſt die irrthümliche Einwendung geknüpft worden, 
als ſei nur eine formale Verſtändigung zu Stande gekommen, über 
die Sache ſelbſt aber hätten die Liberalen ſich noch nicht geeinigt. Bei 
einem umfangreichen Geſetz, das ſo verſchiedenartige Gegenſtände be⸗ 
handelt, kann ſich beim beſten Willen die Verſtändigung unmöglich auf 
jede Einzelheit erſtrecken. Der Gegenſtand ſelbſt wurde ſchon 1871 
E E und geſetzgeberiſch behandelt, aber nach dem Maße des 
amaligen Verſtändniſſes und mit der Vorſicht, welche die Regierung 
damals für angethan gehalten hat bei einem ſo wichtigen a 
dem Geſetz von 1871 finden wir keine eigentliche Subſtanz 

der Haſtpflicht, wie wir fie heute verſtehen. Der § 1 behandelt 
diejenige Pflicht, welche aus dem Eiſenbahn⸗ Betriebe entſpringt, 
gleichviel ob den Bedienſteten gegenüber oder den dritten Per⸗ 
onen, welche in keinerlei Dienſt⸗ und Vertragsverhältniß ſtehen. 
m $ 2 wird aber nur das allgemeine Recht in Anwendung gebracht 
auf einen beſonderen Fall. Er war nützlich in dem Sinne, in dem er für 
ganz Deutſchland für dieſe beſtimmte Materie einheitliches Recht geſchaffen 
und außerdem auch für einzelne Länder den Rechtsſatz e bot, 
daß der Arbeitgeber, der Unternehmer verhaftet iſt für das Verſchulden 
auch der von ihm angeſtellten und mit der Leitung betrauten Perſonen 
KI in dem Falle, wenn er bei der Auswahl der Perſonen ſich ein 
zerſchulden nicht zugezogen hat. Dieſes Geſetz war durchaus ver⸗ 
dienſtlich, weil es die Idee der Verpflichtung für Unfälle durch den 
Unternehmer in Bewegung gebracht und zum Theil gelöſt hat in 
Bezug auf Eiſenbahnen, obſchon da außerhalb des Vertragsverhält⸗ 
Einige von uns haben ſchon 1871 dieſes Geſetz als 
ungenügend bezeichnet und den Verſuch gemacht, die Folgen 
des § 1 auszudehnen auf den ganzen Fabrik⸗ und den 
maſchinellen Betrieb. Dies it uns damals mißlungen. Seitdem 
aber haben die Klagen im Publikum, namentlich unter den Arbeit⸗ 
nehmern, nicht aufgehört und auch nicht die Neformbeſtrebungen des 
Reichstages. Fortgeſetzt wurden Anträge eingebracht in der Abſicht, 
das Hafkpflichtgeſetz weiter fortzuſetzen, namentlich zu Gunſten der 
Arbeitnehmer, und im weſentlichen war immer davon ausgegangen, 
das Oblekt auszudehnen, auf welches die Haftpflicht aus dem E 1 des 
Geſetzes von 1871 ſich beziehen ſoll, und ferner die Beweislaft inſofern 
für den Arbeitnehmer zu erleichtern, als dem Arbeitgeber oder dem 
Unternehmer aufgegeben werden joll, eine Schuld des Arbeitnehmers 


` deer des Verletzten nachyumeifen, 


dieſe Vorlage ſoll aber ſelbſt unab 
der korporativen Verbände, 


Unternehmer zu haften habe. Dieſe Beſtrebungen wurden nun im 
vorigen Jahre durch eine Vorlage der Regierung unterbrochen, welche 
ein völlig neues Syſtem adoptirte, und, wie ich nicht leugnen kann, 
ſehr viele nützliche und noch mehr glänzende Ideen in ſich ſchloß. die 
jedoch bei weiterer Prüfung die Probe nicht beſtehen konnten. Man 
kann ſie in zwei Hälften zerlegen: die eine hat in der That die Ideen 
für die Geſetzgebung produktiv bereichert; die zweite griff einer ungewiſſen 
Zukunft vor, ſteuerte in das weite Meer ſozialiſtiſcher Geſetzgebung 
hinaus und hat zur faktiſchen Löſung der Frage nicht viel beigetragen. 
Beſonders wurden zwei Punkte von der liberalen Seite einſtimmig im 
vorigen Jahre bekämpft: die Idee einer einheitlichen Reichsanſtalt, 
oder einer Mehrzahl von Staatsanſtalten, die monopoliſirte 
Verſicherungsanſtalt, welche die freie Entwicklung des Verſicherungs⸗ 
weſens ganz und gar unterdrücken ſollte; und der Staatszuſchuß, an 
dem die Regierung mit kaum erklärlicher Tenazität feſthielt. Die große 
Mehrheit des Hauſes wollte vom Staatszuſchuß nichts wiſſen, weder 
von dem beſtändigen, noch von dem vorübergehenden. In Betreff der 
Monopoliſirung der Verſicherungsanſtalten aber haben wir in dieſem 
Jahre die glänzendſte Genugthuung erhalten, indem wir aus dem 
Munde des Herrn Reichskanzlers gehört haben, daß er die Errichtung 
ſolcher Anſtalten für gänzlich unpraktiſch halte und geradezu ſchädlich 
für die Entwicklung. Innerhalb 9 Monaten hat er ſich alſo ſelbſt über⸗ 
zeugt, daß die ganze Grundlage ſeiner Vorlage vom vorigen Jahre 
durchaus unhaltbar ſei, und daß es nur ſeiner Autorität gelungen 
wäre, die Mejorität des Reich tages auf dieſem falſchen Wege einen 
Schritt weiter zu nöthigen. Wir werden uns alſo, wenigſtens ſo 
lange der Herr Reichskanzler ſeinen Einfluß behalten wird, mit einer 
Vorlage, wie die vom vorigen Jahre war, nicht wieder zu beichäftigen 
haben, ſo daß leider nichts weiter übrig bleibt, als daß wir 
ein oder vielleicht zwei Jahre einer nützlichen . 
für die Ausdehnung des Haftpflichtgeſetzes verloren haben. Nun 
Ki es natürlich ſcheinen, zu der better vorbereiteten und von der 
Rehrheit bereits acceptirten Grundlage zurückzukehren. Dies iſt aber 
nicht der Fall, ſondern der neue Vorſchlag wird nur durch einen 
anderen neuen abgelöſt, der womöglich noch weniger vorbereitet zu 
ſein ſcheint, als der vom v. J. Die Verſicherung ſoll nämlich von ge⸗ 
wiſſen Schöpfungen in die Hand genommen werden, die erſt ins Leben 
erufen werden ſollen mit dem Beruf, das ganze Gebiet der ſozialen 
eſetzgebung in ihre Hand und Mitwirkung zu nehmen. Wir wiſſen 
von alledem nur das Wort „korporative Verbände“, die nach den An⸗ 
deutungen des Staatsſekretärs von Bötticher eine Hülfe und ein Stütz⸗ 
punkt werden ſollen für die Gen betreffend die Unfallperſicherung; 
unabhängig ſein von der Beſchaffenheit 

Verbände, von denen ein deutliches Bild noch nicht 


gegeben werden kann. Der Herr Staatsſekretär erklärte eise 


Geſetz über die Berufsſtatiſtik für nothwendig, weil ohne daſſelbe die 
korporativen Verbände, welche ſoziale Fragen zu ordnen berufen ſein 
ſollen, nicht gut dargeſtellt und konzipirt werden können. Das Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz ſoll im Wiſentlichen auf ihnen beruhen, ihr Bild 
aber kann ſich die Regierung noch nicht entwerfen. Dennoch ſei die 
Regierung entſchloſſen, dieſes Geſetz einzubringen, ehe noch die Berufs⸗ 
ſtatiſtik abgeſchloſſen und das Material für die korporativen Ver⸗ 
bände geſchaffen ſei, das heißt: das zukünftige Subjekt, der Träger aller 
Ausführungen des Geſetzes, welches uns vorgelegt werden joll, braucht 
weder körperlich geſchaffen zu fein, noch auch nur im Bilde dargeſtellt 
zu werden, ſondern es ſoll das Zutrauen wahrſcheinlich zu der künf⸗ 
tigen Entwickelung gehegt werden, es würden dieſe zu ermittelnden 
Perſonen wahrſcheinlich geeignet fein, dieſe Fragen, die ihnen aufgetragen 
werden ſollen, zu löſen, Unmöglich aber können wir ein dringendes 
Reformbedürfniß hinausſchieben auf ſolche Geſtaltungen hin und An⸗ 
Fan der Erfahrung, daß ſolche neue Gedanken von ihrem eigenen 
Erzeuger nach wenigen Monazen ſchon als gänzlich unpraktiſch ver⸗ 
worfen werden. Unſere Vorlage knüpft an Rechtsverhältniſſe, deren 
Bildung bereits begonnen hat, und die beſtehenden geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe an. Sie verſucht das drängende Reformbedürfniß auf 
Ke eigenen Boden a löſen und uns frei zu machen von einer 
Politik, welche ſich ſelbſt die Aufgaben dadurch erſchwert, daß ſie 
immer eine an ſich ſchwierige Reform mit anderen noch ſchwierigeren 
Reformen zu verketten ſucht. Wir knüpfen an die Haftpflicht an, wie 
ſich dieſelbe entwickelte Haus dem Dienſt⸗ und Arbeitsvertrag. Dem⸗ 
gemäß beſchäftigt ſich dieſes SE auch nur mit den Perſonen, 
mit den Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
und nicht mit Dritten. würde von dem alten Geſetze des 
Jahres 1871 nur beſtehen bleiben die Verpflichtung der Eiſen⸗ 
bahnbetriebe dritten Perſonen gegenüber, welche bier zu regeln 
wir nicht in der Nothwendigkeit An, da fie mit dem Dienftvertrag 
nichts zu thun hat. Wir knüpfen ferner dem Objekte nach das Geſetz 
an diejenigen Betriebsarten an, welche in der modernen Zeit einen 
immer weiteren Spielraum einnehmen, und bei denen ganz beſonders 
die Dringlichkeit einer beſſeren Ordnung der Verhältniſſe ſich heraus⸗ 
geſtellt hat, nämlich an die Maſſenproduktion, an den Maſchinenbetrieb 
und Dinge, welche gleichartig find. Im Laufe der Zeit wird ſich ganz 
von ſelbſt die Tendenz zeigen, das Geſetz auszudehnen auf den Dienſt⸗ 
vertrag im Allgemeinen; aber wir müſſen uns in der Weiſe einſchrän⸗ 
ken, weil hier das Bedürſniß am dringendſten hervorgetreten iſt, und 
weil, wenn wir die Aufgabe noch allgemeiner faſſen würden, wir noch 
weniger mit der Regelung werden zu Stande kommen können. Lei⸗ 
tend für uns iſt das eine: wir denken an denjenigen Maſſenbetrieb 
und Mafchinenbetrieb, bei welchem der Arbeitnehmer blos das 
Glied eines Ganzen bildet und keine genügende Selbſtändigkeit 
hat, um den Betrieb zu leiten oder auch nur ihn zu überſehen. 
Auf der anderen Seite hat das Ganze des Betriebes zur Folge 
die Ungetrenntheit dieſes Betriebes, daß er zugleich umfaßt die 
Unfallsgefahr, welche bei dieſem Betrieb ſich ereignet. Der Arbeiter 
muß ſich darein fügen, die Unfälle über ſich ergehen zu laſſen, während 
der leitende Unternehmer wiederum als ein Theil ſeines ganzen Unter⸗ 
nehmens ſich gefallen laſſen muß, für dieſe Unfälle aufzukommen. In⸗ 
dem wir nun alle dieſe Betriebe unter den Schutz des Geſetzes itellen, 
entſteht daraus ein öffentliches Moment zu dieſem Vertrage, und das 
iſt das Charakteriſtiſche für das Haftpflichtgeſetz, daß das öffentliche 
Moment, welches darin wirkt, viel ſtärker iſt, als bei ſonſtigen Privat⸗ 
verträgen. Es ſcheiden ſich die Folgen in zwei Gruppen, in eine Gruppe 
von ſolchen Vertragsbedingungen, welche wir als öffentlich rechtlich jetzt 
auch ſchon bei anderen Privatverträgen kennen und eine Gruppe ſolcher 
Vertragsbedingungen, die wir bis jetzt bei anderen Privatverträgen 
noch nicht kennen. In erſter Hinſicht zählt hierher, daß die Vertrags⸗ 
freiheit beſchränkt iſt, ſie kann nicht abgeändert werden durch 


ſo daß auch für den Zufall der 


den Willen der Parteien. Die Entſchädigung kann nicht aus⸗ 


geſchloſſen und nicht modifizirt werden zu Ungunſten des Arbeitneh⸗ 
mers. Dahin gehört ferner das Vorrecht im Konkurſe, dahin gehören 
auch gewiſſe Prozeduren eines privilegirten Verfahrens. Es wird 
für ein öffentliches Intereſſe gehalten, daß klare Verhältniſſe geſchaffen 
werden innerhalb des ganzen Induſtriebetriebes, und ſoweit wie mög⸗ 
lich Streitigkeiten ausgeſchloſſen. Nun liegen aber in den Unfällen, 
welche ſich ereignen, ganz verſchiedene mannigfache Exeigniſſe, welche 
an ſich betrachtet und nach den Regeln des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts ganz verſchiedene Rechtsfolgen haben würden. Wer ſoll denn 
nun die Laſt tragen? Da iſt denn allgemein angenommen worden, 
wenn die Entſchädigungen oder die Prämien für dieſe Entſchädigungen 
aufzubringen wären vom Arbeitgeber, dann trage der Arbeitgeber allein 
die Laſt. Dies iſt aber völlig unrichtig. Dieſe Laſt wird getheilt 
nach dem Vorſchlage der Regierung vom vorigen Jahre und auch nach 
unſerem Vorſchlage zwiſchen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer, denn 
der Arbeitgeber hat nur zwei Drittheile der Entſchädigung zu 
geben bei voller Erwerbsunfähigkeit, und dieſe Entſchädigung 
wird herabgeſetzt bei verminderter Erwerbsfähigkeit, und im Falle 
des Todes hat er ſogar nur im Maximum 50 Prozent zu tragen 
und das auch nur unter gewiſſen Bedingungen, die nicht immer 
eintreten. Wenn der Arbeitgeber eine beſondere Art von Verſchulden 
begangen hat, nämlich daß er die Schutzvorrichtungen unterlaſſen hat, 
welche das Geſetz vorſchreibt, ſo ſoll für dieſe ſpeziellen Fälle der Ar⸗ 
beitgeber verantwortlich bleiben auch über das Entſchädigungs⸗ 


quantum, das in dieſem Geſetz liegt. Jede andere Art von 
Verſchulden wird geweckt durch die Entſchädigung in dieſem 
Geſetze in Folge der Kompenſation, wie ich es bereits 


vorgetragen habe; dagegen glauben wir, es ſei auch aus polizeilichen 
Gründen und auch aus Wohlfahrtsgründen rathſam, die Kompenſation 
nicht eintreten zu laſſen für das Verſchulden in Betreff von Schutz⸗ 
maßregeln, um da eine Handhabe zu gewähren, die Aufmerkſamkeit des 
Arbeitgebers für die Schutzmaßregeln in einem ganz beſonderen Maße 
zu ſchärfen. Hier aber, meine Herren, muß ich zugleich einen Punkt 
anknüpfen, bei dem allein ich konſtatiren muß, daß die Antragſteller 
zu einer Verſtändigung nicht gekommen ſind. Es bezieht ſich das auf 
die Verſchuldung des ee Darin ſind wir alle einig, daß 
wenn von Verſchuldung des Arbeitnehmers geſprochen wird, darunter 
nicht gedacht wird die große Zahl der gewöhnlichen Ueberſehen, wie 
ſie im Betriebe vorzukommen pflegen, die man „Verſchulden“ nennen 
kann, die aber nur Gewohnheitshandlungen ſind. Dagegen war eine 
Meinung vertreten, welche namentlich bei grobem Verſchulden eine be⸗ 
ſtimmte geringere Quote feſtſtellen wollte, und eine andere Meinung, welche 
bei grobem Verſchulden die Abmeſſung, um wie viel die regelmäßige Ent⸗ 
ſchädigung verringert werden ſoll, dem Richter überlaſſen wollte, und es war 
auch eine ſolche Beſtimmung n in unſeren Entwurf aufge⸗ 
nommen; es konnte jedoch eine Verſtändigung hierüber nicht ſtattfin⸗ 
den. Namentlich haben die Fabrikanten in unlener Mitte Widerſpruch 
erhoben Tagen die Aufnahme einer ſolchen Beſtimmung, und in den 
neueren Tagen dagegen hat eine Verſammlung ſtattgefunden von 
duſtriellen, welche im Weſentlichen unſeren Entwurf als unannehmbar 
bezeichneten wegen ER ber Serien über die Verringerung 
der Entſchädigung bei Verſchulden. Ich bin der Meinung, daß wir 
uns zu entſcheiden haben werden, ob die Kompenſation ſich auf alle 
Fälle des Berſchuldens des Arbeitnehmers beziehen ſolle oder ob ein 
polizeiliches Intereſſe uns zwingen möchte, auch dem Arbeitnehmer 
gegenüber ganz beſonders ſchwere Grade des Verſchuldens mit einer 
eringeren Entſchädigung zu verſehen, um die Arbeiter nicht zu nach⸗ 
äſſig zu machen in Bezug auf gewiſſe Handhaben. Ob es gelingen 
wird, ein derartiges Verſchulden hervorzuheben, gehört zu den Einzel⸗ 
beiten, die dann in der Spezialdiskuſſtion ihre volle Rechnung bekommen 
werden. Das zweite Moment, in welchem in ganz eigenthümlicher 
Weiſe dieſer Vertrag als getragen von dem öffentlichen Intereſſe 
und demgemäß in das öffentliche Rechtsgebiet hineinfallend bezeichnet 
werden muß, iſt die Sicherung des Rechtsanſpruches. Dieſer 
Gedanke iſt völlig neu hineingetragen und findet ſeine einzige 
Analogie vielleicht nur bei den öffentlichen Aemtern. Das weſentliche 
Moment beſteht darin, daß der Geſetzgeber nicht blos Sorge zu 
tragen hat für die Ausmittelung der Entſchädigung des Empfanges, 
für die Zuſicherung des Rechtes, ſondern auch dafür Sorge tragen 
will und Sorge tragen ſoll, auch die Erfüllung dieſes Verkrages zu 
garantiren oder mindeſtens ſoweit ſicher ſtellen zu laſſen, als dies 
mit geſetzgeberiſchen Mitteln möglich iſt. Man hat dieſe Seite des 
Vertrages ſchlechtweg Verſicherungszwang genannt; man kann, wenn 
man will, dieſen Ausdruck gelten laſſen. Wir dagegen haben geglaubt, 
ihn beſſer bezeichnen zu können als eine Pflicht des Unternehmers, den 
ukünftigen Anſpruch ſicher zu ftellen, und wir haben dieſe Seite des 
rages für ſo wichtig e daß wir fie als eine Begriffsbeſtim⸗ 
mung mitaufgenommen haben in die Obligatin“, welche durch dies 
eigenthumliche Rechtsinſtitut geſchaffen werden ſoll, daher auch der 8 1 
nebeneinander enthält die materielle Verpflichtung und daneben zu⸗ 
gleich die Verpflichtung zur Sicherſtellung. Dieſe Sicherſtellung fällt 
aber nicht als identiſch zuſammen mit der Verſicherung bei einer Ge⸗ 
ſellſchnft oder Genoſſenſchaft, vielmehr wird dieſe Sicherſtellung auf die 
mannigfachſte Weiſe zu bewirken möglich ſein. Man wird ſie bewirken 
können durch Verſicherung, außerdem aber durch Kaution, durch Selbſt⸗ 
verſicherung, ja durch Fabrikkaſſen. Es kommt dem Geſetzgeber nur 
darauf an und lediglich darauf ſoll es ihm ankommen, materielle Sicher⸗ 
heit herbeizuführen, während die Form in der die materielle Sicher⸗ 
heit herbeigeführt wird, dem Geſetzgeber ziemlich gleichgiltig ſein kann. 
Ich will mich dabei nicht einlaſſen auf alle Tüfteleien, wie eine ſonſt, 
anz nach den gewöhnlichen Regeln des Lebens vollſtändig ausreichende 
icherheit unter gewiſſen, bis jetzt noch nicht denkbaren oder gelehrt zu 
kombinirenden Umſtänden doch fehl gehen kann. Denn unter ſolchen 
Umſtänden iſt überhaupt eine menſchliche Einrichtung herzuſtellen Hen 
nicht möglich. Auch die Staatsverſicherungs⸗Anſtalten können ſolchen 
Kombinationen unterworfen werden, und ſelbſt die Reichsanſtalten 
würden gegen Kombinationen phantaſtiſcher Art nicht ſichergeſtellt 
werden können. Sehr wahrſcheinlich und thatſächlich wird die Sicher⸗ 
beit der Regel nach und in den weit überwiegenden Fällen ſich an 
Verſicherungsanſtalten anknüpfen ud deshalb haben wir dieſen Gegen⸗ 
ſtand mit beſonderer Ausführlichteit behandelt. Wir haben die Ver⸗ 
pflichtung, darüber zu wachen, daß die Geſellſchaften in der That volle 
Sicherheit für das gewähren, was ſie verſickern; das hat uns dazu 
gefubrt, die definitive Regelung der Angelegenheit dem zukünftigen 
Verſicherungsgeſetz zuzuweiſen, für jetzt aber ſchon dem Bundesrath die 
Vollmacht zu geben, daß er nur ſoſche Geſellſchaften zulaſſe, von deren 
Sicherheit er ſich überzeugt hat, und außerdem dem Staat das Recht 


u geben, gewiſſe Vorſichtsmaßregeln zu ergreifen, und endererſeits 
wiederum, um nicht dem Bundesrath etwa Se Möglichkeit in die Hand 
zu geben, die Verſicherungsgeſellſchaften durch verjagte Zulaſſung zu 
unterdrücken, haben wir Normativbeſtimmungen entworfen, ven denen 
wir glauben, daß fie alles enthalten, was nothwendig ift, um einerſeits 
die Aufnabme der Verſicherung ſuchenden Anſtalten zu garantiren und 
andererſeits genügende Sicherheit für die Einlöſung der Verpflichtung 
zu geben. Es entſtehen demgemäß zweierlei Kategorien von Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten: ſolche. die ſich elen Normativen unterwerfen und 
demgemäß dem Geſetze nach vom Bundesrath die Zulaſſung erzwingen 
können, und folche, die in anderer Weiſe ihre Sicherheit darthan und 
vom Bundesrathe vermöge der allgemeinen ihm gegebenen Vollmacht 
zugelaſſen werden können. Es iſt berichtet worden, daß gerade die Ver⸗ 
miſchung der kleinen Unfälle mit den großen eine ſehr ſchwere Be⸗ 
läſtigung für die Geſellſchaften herbeiführt. Wir haben be Sé ge⸗ 
glaubt, daß für alle Unfälle, welche keine längere Erwerbsunfähigkeit als 
vier Wochen mit ſich führen, eine Separatverſicherung genommen 
werden kann, natürlich unter den gleichartigen Schutzmaßregeln, wie fie 
das Geſetz im Allgemeinen für die Sicherheit vorſchreibt. Dadurch iſt 
Vet die Möglichkeit gegeben, gewiſſe Hülfskaſſen mit der allgemeinen 
erſicherung in Verbindung zu bringen, inſofern als dieſe für die 
erſten 4 Wochen die Auszahlung Weier Prämien übernehmen können. 
Unter den Einwendungen, die ich heute auch geleſen habe, von jener 
Geſellſchaft von Induſtriellen findet ſich auch der Einwand, daß da⸗ 
durch, daß wir die geſammte Laſt dem Arbeitgeber auferlegen wollen, 
die Möglichkeit einer vereinigten Verſicherung zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer entzogen und dadurch die moraliſche Verbindung, die ſich 
durch eine gemeinſchaftliche Verſicherung herſtellen läßt, unmöglich 
gemacht werde. Das it keineswegs richtig, denn nach unſerem 
Geſetz ſoll eben der Arbeiter nur bis zur Höhe, der Zwei⸗ 
drittel entſchädigt werden, ſeine Nachkommen im Maximum nur 
bis zur Hälfte; nicht verboten bleibt es allerdings für den Arbeit⸗ 
nehmer, ſich auch eine höhere Entſchädigung aus ſeinen eigenen 
Mitteln zu verſichern, und wenn in der That die Neigung zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vorhanden ſein wird, eine ſolche 
Vereinigung berbeizuführen, jo wird fie auch jetzt noch herbeizu⸗ 
führen ſein. Es iſt von allen Seiten anerkannt, daß ein weſentlicher 
Beſtandtbeil für die glückliche Wirkung des Geſetzes darin beitebt, 
wenn es gelingt, ſopiel wie möglich Prozeſſe auszuſchließen. Wir 
können durch unſer Verfahren ſoviel wie möglich die Sache verein⸗ 
fachen und glauben in der That, daß wir Ihnen ein Verfahren ange⸗ 
boten haben, welches in den großen Grundzügen die ſchnellſte und 
beſte Art der Erledigung herbeiführt. Der Gedanke iſt nämlich 
folgender: ſobald einer der Unfälle ſich ereignet, welcher überhaupt 
mehr Aufmerkſamkeit verdient, nicht eine bloße Verletzung, die in einer 
kurzen Zeit etwa ſich erledigt, muß Anzeige gemacht werden. Iſt der 
Unfall von etwas größerer Bedeutung, jo wird er dem Unfalls⸗ 
kommiſſar angezeigt Meine Herren, wir haben den Ausoruck „Uns 
fallskommiſſar“, deren Einſetzung wir. obligatoriſch gemacht haben, 
gewählt, nicht etwa, um damit zu bezeichnen, daß dieſe Perſon nicht 
zusammenfallen dürfte mit dem Fabrikinſpekter Der Fabrikinſpektor 
kann zum Unfallskommiſſar ernannt werden; wir ſind nur der 
Meinung, daß wahrſcheinlich das Geſchäft der Unterſuchung eine ſo 
große Laſt mit fich führen kann. daß der Fabritinſpektor ſie nicht be⸗ 
wältigen kann, und in dieſem Falle wird er koordinirt oder ſubordinirt, 
Unfallskommiffare zur Seite erhalten müſſen, deren Aufgabe 
ſein wird, ſich mit dieſen Unterſuchungen zu beſchäftigen. 
Er verfucht die Einigung mit den betheiligten Parteien, und 
wenn dieſe Einigung nicht gelingt, ſo wird er jedenfalls, in⸗ 
ſofern er überhaupt eine Einigung herbeiführen will, ſchon das 
Material zu einer Begutachtung des Falles vor haben, 
und er wird ganz leicht mit ſeinem Gutachten dann die Sache ab: 
geben können an den Amtsrichter der dann nach einer formell auf 
dem Prozeßwege ſich ergebenden Anhörung der Parteien im Wege des 
Dekret die Höhe der Ent chädigung feſtſetzt, und dieſe Entſchädigung 
iſt rechtsgiltig für beide Parteien und nur angreifbar mit der Klage 
desjenigen, der ſich nicht für befriedigt erklärt. Wir glauben, m 8. 
daß die ganze Prozedur in gewöhnlichen Fällen im Laufe von 8 bis 
14 Tagen ſich abwickeln kann, wenn der Amtsrichter ſeine Pflicht thut. 
Das vorjährſge Geſetz liegt zerſchmettert in Scherben. Das Geſetz. 
welches in Ausſicht geſtellt wird, ſchwebt in unerreichten Lüſten. 
Wollten wir uns auf den Boden der Thatſachen ſtellen, ſo mußten 
wir vorangehen und Jenen ein materiell ausgeführtes Bild geben. 
Hur die Unfallverſicherung bieten wir Jonen jetzt die Grundlage dar, 
und wenn Sie im Großen und Ganzen zuſtimmen und dies Geſetz 
werden ſollte, jo würde gleichfalls eine Baſis gewonnen ſein, auf 
welcher der Induſtriebelrieb ſtehen kann, bei der Arbeitgeber wie Ar⸗ 
beitnehmer ſich befriedigen können. Lösbar iſt die Frage unzweifelhaft. 
Ja, ich gebe noch weiter, ich glaube ſelbſt in Beziehung auf die Ver⸗ 
ſorgung bei Invalidität haben wir auch keine unlösbare Aufgabe vor 
uns. Die wichtigſte aller dieſer Aufgaben iſt, wie der Arbeiter ſoll ge: 
ſchützt werden können in den Zeiten der Arbeüsſtockungen? Und bier, 
meine Herten, iſt es wirklich deutlich wie das Sonnenlſcht, daß der 
Staat nicht das allermindeſte dazu thun kann. Ich bin der Ueber⸗ 
zeugung, daß dieſe wichtigſte Hilismaßregel nur erlangt werden kann, 
wenn den Arbeitern, wozu ſie jetzt bereits das Recht haben, auch im 
Leben die Gelegenheit gegeben wird, ſich in Vereinigungen zuſammen⸗ 
zufinden und genügende Kapikalsmacht anzuſammeln, um im Ar⸗ 
beitervertrage in der That als freie Konkurrenten auftreten 
zu können, der Weg, wie er in England und Frankreich bis jetzt unter 
mancherlei Störungen, aber doch mit ſehr glücklichem Erfolge betreten 
worden iſt. Es iſt aber außerdem noch ein ganz anderer Grund der 
uns zwingt, im Prinzip das Staatsmonopol und die Staatöhilfe zu 
verwerfen. Alle dieſe Regelungen. die wir herbeiführen, haben immer 
nur Bezug auf eine beſtimmte Klaſſe von Bürgern, nämlich nur auf 
die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer Faſſen Sie die Induſtrie im 
engeren Sinne, ſo ſind die Arbeitnehmer, zu deren Sicherung Sie 
auftreten, in der That eine ganz beſtimmte Klaſſe von Perſonen, welche 
bei weitem nicht die Mehrheit der Arbeiter im Allgemeinen umfaßt, 
und wir werden uns nie da entichließen können, die Steuern und die 
Beiträge der Gefammtbeit des Vo kes, mit Einſchluß der Not hleiden⸗ 
den, welche nicht geſchützt werden, dazu zu verwenden, um einer Klaſſe 
von Bürgern die Wohlthaten zuzuwenden. (Sehr richtig! links.) 
Wenn Sie übergehen zu Invalidenverſorgungen der Arb iter, jo wer: 
den die übrigen Bürger einen gleichen Anſpruch erheten. Sollten 
wir Staatszuſchuß und Staatsmonopol machen, jo würden wir 
ganz ungerecht eine Klaſſe der Bevölkerung begünſtigen. Sind 
wir aber gar erſt ſo weit gekommen, daß ſich dieſe Unter⸗ 
stützung auf die Geſammtheit aller Bürger erſtreckt, jo werden 
Sie ſelbſt ſehen, daß das Prinzip der Beſt uerung und des 
Staatszuſchuſſes für dieſe Beſteuerung ein reiner Unſinn wird, 
indem auf dem Privatwege viel beſſer von den Intereſſenten die Sache 
erreicht werden kann. Es iſt 9 geradezu kindiſch, eine Anzahl von 
Fragen aus zuſcheiden und zu verkündigen, wenn man dieſe Fragen ge⸗ 
ordnet haben werde, werde der Staat ſeine Verpflichtung gegen die 
Geſellſchaft erfüllt haben. Neulich iſt hier der Vorſchlag gemacht 
worden, man müſſe dieſe Arbeiterfragen nicht durch nationale, ſondern 
durch internationale Geſetzgebung regeln. Nicht eine einzeln Nationgfür 
ſich könne die Bedingungen des Arbeitervertrages feſiſtellen weil fie 
dadurch ſehr leicht in Nachtbeil gerathen könne gegen eine andere 
Nation, aber die Nationen könnten ſich vereinigen über gemeinſame 
Grundlagen. Ich kann nun poſi ip mittheilen, daß ſolch' ein Antrag 
von der ſchweizeriſchen Regierung in der That an Deutſchland und, 
wie ich vermuthe, auch an andere Staaten geſtellt worden iſt, und ich 
bin berichtet worden, es fei abgelehnt worden, in eine ſolche R gelung 
einzutreten, und mit vollem Rechte, es iſt eine ſolche Regelung gar 
nicht möglich. Wie ſollte, ſelbſt wenn die Nationen ſich verſtändigen, 
eine Kontrolle ftattfinden können, daß in Wahrheit die Maßregeln ein⸗ 
gehalten werden! Jede ſoziale Fortentwickelung, jede gründliche 


Abhülſe kann nur ſich ergeben dadurch, daß in moraliſcher und körper⸗ 
licher Hiaſicht der Durchſchnitt der Nation gehoben wird au einer grö⸗ 
ßeren Arbeitsluſt und zu einer größeren Arbeitskraft. Wir glauben, 
meine Herren, hierfür der beſte Antrieb iſt allerdings die Befriedigung 
der berechtigten Anſprüche der Bedrängten in der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft im Weſentlichen auf dem Wege der Selbſthülſe und durch Nach⸗ 
hülfe des Geſetzes, welches zwingt, daß das, was geleiſtet werden ſoll, 
im öffentlichen Intereſſe auch geleiſtet wird. Ich bin der Meinung, 
daß in der That nicht durch Eingriſſe in die Entwickelung der Zivili⸗ 
ſation, nicht durch ſo geniale Sprünge, ſondern lediglich an der Kette, 
an welcher die Ziviliſation bisher ſich abgewickelt hat, auch der fernere 
Fortſchritt herbeigeführt werden könne. Es iſt in Wahrheit unſer 
Antrag keine Herausforderung, ſondern eine Einladung an Sie, ob es 
möglich ſei, auf dieſem Wege die Angelegenheit zu ordnen. Vielleicht 


wird es uns gelingen, die ſozialen Reformen aus der Le denſchaft des 
Parteikampfes herauszuziehen und Ihnen eine unbefangene Erwägung 
zu geben, unter der allein Erſprießliches auf dieſem Gebiete erreicht 
werden kann. (Lebhafter Beifall links.) 

Bevollmächtigter Geheimrath Lohmann: Der Herr Vorredner 
hat den verbündeten Regierungen den Vorwurf gemacht, daß ſie durch 
Einbringung des vorfährigen Geſetzentwurfs ein dringendes Reform⸗ 
bedürfniß nicht gefördert, ſondern nur binausgeſchoben bätten, und 
zwar dadurch, daß ſie einen ganz neuen, ungenügend vorbereiteten und 
nicht durchdachten Entwurf vorgelegt hätten. Der Antrasfteller hat 
dann den von ihm und ſeinen Genoſſen eingebrachten als den Verſuch 
bezeichnet, um wieder anzuknüpfen an die Entwickelung, die von den 
verbündeten Regierungen gutwillig verlaſſen worden ſei, und nun⸗ 
mehr die Aufgabe zu löſen, welche die verbündeten Regierungen 
billiger Weiſe ſchon längſt hätten löſen ſollen, da bereits auf 
allen Seiten des Hauſes Einverſtändniß über die einzuſchlagenden 
Wege geherrſcht hätte. Damit nimmt der Antragſteller für 
den Entwurf, welcher von ihm und feinen Freunden eingebracht iſt 
jedenfalls in Anſpruch, daß er im Stande ſei, nun wirklich auch dieſes 
Reformbedürfniß zu löſen. Allerdings hat der Antragſteller bevor⸗ 
wortet, daß im Einzelnen über die Beſtimmungen dieſes Geſetzentwurfs 
diskutirt werden könne, und hat alſo für den Gesetzentwurf daſſelbe 
in Anſpruch genommen, was auch die Vorlazen der Regierung für 
ſich in Anſpruch zu nehmen pflegen, daß ſie nämlich nach empfangener 
Belehrung im Einzelnen zu Aenderungen bereit ſeſen. Es muß aber 
doch angenommen werden, daß im Großen und Ganzen der Vorredner 
und ſeine Mitantragſteller dieſen Geſetzentwurf als ein brauchbares 
Mittel zur Befriedigung des vorliegenden Reformbedürfniſſes hinſtellen. 
Nun will ich zunächſt dem Einwand begegnen, daß der im vorigen 
Jahre eingebrachte Entwurf der verbündeten Regierungen zur Förderung 
der Befriedigung des Reformbedürfniſſes nichts gethan hätte, und daß 
der jetzige Geſetzentwurf anknüpfe an die Beſtrebungen, die vor Ein 
bringung dieſes Geſetzentwurſes beſtimmt waren, dieſes Be dürfniß zu 
befriedigen. Was ſehen wir denn jetzt im Antrag der Antragiteller ? 
Zwei ganz richtige Prinzipien, die vor dem Entwurf der verbündeten 
Regierungen überhaupt niemals aufgetaucht ſind: das eine iſt die Er⸗ 
mittelung der Entſchädigungen und das andere die Sicherung des 
Verletzten. Es kommt alſo im Weſentlichen der Inhalt des uns jetzt 
vorliegenden Geſetzentwurfs lediglich darauf hinaus, daß der letzte 
Punkt in einer anderen Weiſe gelöſt wird, als von den ver⸗ 
bündeten Regierungen verſucht wurde. Nun kommt es ja darauf 
an, ob auf dieſem Wege wirklich dieſes Bedürfniß befriedigt 
werden kann. Ich bin nun der Meinung, daß grade die ſchwierigſten 
Angelegenheiten und die ſchwierigſten Fragen, die auf dieſem Gebiete 
zu löſen ſind, von dem Geſetzentwurf überhaupt nicht in Angriff ge⸗ 
nommen werden, ſondern den Anſtrengungen der verbündeten Regie⸗ 
rungen im Bundesrath überlaſſen werden, und ſo würde ich glauben, 
den Antragſtellern denſelben Vorwurf zurückgeben zu können, der ſo⸗ 
eben den verbündeten Regierungen gemacht iſt, daß nämlich ein nicht 
genügend vorbereiteter und nicht genügend durchdachter Geſetzentwurf 
an das Haus gebracht ıft. Der Vorredner hat allerdings einen ſehr 
weſentlichen Unterſchied des jetzt vorliegenden Geſetzentwurfs mit dem 
der verbündeten Frgwiüngen darin geſehen, daß der erſte nicht einen 
unbedingten und direkten B 0 
doß er überhaupt nur die Sicherſtellung des verletzten Arbeiters in 
Ausſicht nahm. Wie aber dieſe Sicherſtellung auf andere Weiſe als 
durch Versicherung gegeben werden ſoll, das ſuche ich in dem Geſetz⸗ 
Entwurf verge lich; es iſt eben nur geſagt, der Unternehmer ſoll 1 fe 
Sicherheit leiſten; auf welche Weiſe und zu welchem Betrag er ſie 
leiſten ſoll und wie er den Nachweis führen ſoll, daß er dieſe Sicher⸗ 
heit geſtellt hat, iſt wieder dem Bundesrath und künftigen Reichs⸗ 
geſetzen überlaſſen. Ja, das ſind aber ſehr wichtige Fragen; wenn 
man dieſe Aufgabe ſöſen will, muß man wiſſen, wie das gemacht 
werden ſoll, und die einzelnen Andeutungen, die der Vorredner in 
dieſer Beziehung gegeben hat, jcheinen mir nicht ausreichend zu ſein, 
um die vorliegenden Fragen zu löſen. Er hat z. B. davon geredet, es 
könne eine Kaution geſtellt werden. Gewiß, das iſt eine einfache Art, 
dieſe Sicherheit zu ſtellen; aber die Frage, wie hoch dieſe Kaution zu 
greifen ſei und mir welchen Mitteln ſie geſtellt werden müſſe, die iſt 
nicht jo einfach zu löſen; denn es giebt Unternehmungen, bei 
denen eine ſolche Kaution, wenn fie wirklich ausreichen jellte, 
um die Anſprücke der Arbeiter ſicher zu ſtellen, vielleicht ebenfo 
boch ſein müßſe, wie das ganze Betriebskapital der Anlage. 
Dann hat der Vorredner gemeint, es könne das ja auch in der Weiſe 
geſchehen, daß Fabrikkaſſen gegründet würden, oder die Knappſchafts⸗ 
kaſſen könnten dies übernehmen. Ich kann mir das nicht recht vor⸗ 
ſtellen. Unter „Fabrilkaſſen“ denke ich mir Vereinigungen von Arbeitern 
einer Fabrik, die durch Zuſammenbringen von Beiträgen gewiſſe Zwecke 
verfolgen ; hier würde es ſich nur darum handeln, daß der Fabrikant 
ſelbſt in feine Fabrilkaſſe nach und nach Beiträge leiſtet. Bis dieſe den 
erforderlichen Betrag der Kaution erreicht haben würden, müßte er 
immer eine andere Kaution geſtellt haben, was auf das eben von mir 
Angedeutete zurückkäme. Daſſelbe gilt von den Knappſchaftskaſſen. 
Ferner ſagte er, große Unternehmungen würden überhaupt Toon durch 
ihren eigenen Beſtand in der Lage fein, diejenige Sicherheit zu ftelien, 
die erforderlich ſei. Das ſtand ſchon im Geſetzentwurf der verbündeten 
Regierungen, denn $ 56 des vorjährigen Geſetzentwurfs beſagt, daß 
Unternehmern großer Betriebe durch den Bundesrath die Befugniß ge⸗ 
geben werden kann, die en in der Weiſe zu nehmen, daß ſie 
fich verpflichten, die Dedungsfapitalien für entſtehende Entſchädigungs⸗ 
forderungen aufzubringen. (Abg. Lasker: Das iſt etwas anderes!) 
Das iſt nichts anderes! Der Herr Vorredner hat das anerkannt, daß 
er glaubt, die Sicherſteuung der Arbeiter würde allerdings auch nach 
Erlaß des vorliegenden Geſetzemwurfes die Verſicherung fein, und 
deshalb hätten dir Herren Antragſteller auch die Verſicherung mit ber 
ſonderer Sorgfalt behandelt und ſie hätten ſich Mühe gegeben, um 
Beſtimmungen in das Geſetz aufzunehmen, die genügen würden, um 
nach dieſer Seite hin das Geſez wirkſam zu machen. Im $ 10 des 
Geſetzentwurſs beißt es, daß die Normativbeſtimmungen durch Reichs⸗ 
geſetz ſeſtgeſetzt werden, unter denen eine Verſicherungsanſtalt mit der 
im § 1 bezeichneten Wirkung zuzulaſſen iſt. Deſe Normativbeſtim⸗ 
mungen überläßt man alſo einem ſpäteren Reichsgeſetz und giebt einſt⸗ 
weilen dem Bundesratb Vollmacht, nach gewiſſen noch folgenden Bes 
ſtimmungen die einzelnen Geſellſchaften zuzulaſſen. (Abg. Lasker: 
Nin!) So ſteht es im Geſetzentwurf. Die erſte der Vorausſetz ungen, 
unter denen der Bundesrath verpflichtet ſein ſoll, Verſicherungsanſtolten 
zuzulaſſen, lautet dahin, daß eine Verſicherungsanſtalt zuzulaſſen ict, 
welche alle Unternehmungen der Betriebskategorien beziehungsweiſe 
der Bezirke, für welche die Verſicheruugsanſtalt errichtet ut, unter den 
in den Statuten vorgeſehenen Bedingungen in Verſicherung nimmt. 
Der Vorredner hat ſelbſt ausgesprochen, es ſolle darin eine Sicherheit 
ür die Unternebmer liegen, daß fie auch Gelegenheit finden, ihren 

etrieb zu verſichern. Das ſoll nicht in das freie Belieben der Ver: 
ſicherungsgeſellſchaften geſetzt werden, ob fie ein einzelnes Unternehmen 
aufnehmen wollen oder nicht. Dazu ſcheint mir dieſe Beſtimmung 


er eee ausgeſprochen, ſondern 
GG 


durchaus nicht zu genügen. Es heißt hier: „unter den in dem Sta⸗ 


tut vorgeſehenen Bedingungen“. Ja, es iſt für die einzelne Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft ſehr leicht, ihre Bedingungen ſo zu verklauſuliren, daß 
ſie im Stande iſt, Jeden abzuweiſen, der ihr nicht gefällt. Wenn ſie 
z. B. in ihre Bedingungen hineinſchreibt: wir nehmen jeden Betrieb 
der und der Kategorie auf gegen die zu vereinbarende Prämie, dann 
iſt die Geſellſchaft in der Lage, jedes Unternehmen zurückzuweiſen, 
welches nicht die von ihr geforderte Prämie bietet. Zwar hat der 
Vorredrer von Tarifen geſprochen, welche dieſe Verſicherungsanſtalten 
veröffentlichen müßten und an die fie dann gebunden fein ſollten. 
Ferner hat er den ſchon in voriger Selten von ihm ausg⸗führten Ges 
danken wieder vorgetragen, es könne ja irgend eine Inſtan; gebildet 
werden, die darüber zu entſcheiden habe im Streitfalle. Dieſe Inſtanz 
inde ich im Geſetzentwurf nicht. Abgeſehen davon muß ich auf die 

batſache aufmerkſam machen, daß wohl ſchwerlich Verſicherungsanſtal⸗ 
ten, wie ſie heutzutage beſtehen, ſich einlaſſen würden, ihren 
Betrieb ſortzuſetzen urter denjenigen Vorausſetzungen. die 
in die Normativbeſtimmungen aufzunehmen Tom ` würden. 
Ich will mich nun nicht weiter einlaſſen auf eine nähere Erörterung 
der folgenden Punkte und nur konſtatiren, daß die wichtigſten Punkte, 
zu der die geſetzliche Regelung gehört, eben nicht in dem Geſetz gere⸗ 
gelt, ſondern der künftigen Geſetzgebung vorbehalten find, und ich; 
meine, unter ſolchen Umſtänden kann man nicht mit dem Anſpruch 
auftreten, daß man mit dieſer Vorlage dasjenige Bedürfniß befriedigen 
wolle, was die verbundeten Regierungen mit ihrer Vorlage nicht 
hatten befriedigen können. Einen ſehr fruchtbaren Gedanken glaubt 
der Herr Vorredner in dem § 15 des Geſetzes zu finden, nämlich in 
der Unfallanzeige, in der Thätigkeit des Unſallkommiſſars und in der 
Art und Weiſe, wie die Schäden regulirt werden. Die Unfallanzeige 
war in dem vorjährigen Geſetzentwurf auch ſchon vorhanden. Ich bin 
zweifelhaft, ob der Unfallkommiſſarius ſich in der Praxis jo bewähren 
wird, wie der Vorredner angenommen hat. Dem Unfallkommiſſarius 
ſollen alle Unfälle angezeigt werden, die vorausſichtlich eine längere 
als vierwöchentliche Erwerbs unfäbigkeit zur Folge haben. Er ſoll dann 
alle dieſe Unfälle einer Unteriuchung unterziehen, und wenn dieſelbe 
zum Abſchluß gekommen iſt, ein Vertragsverfahren einleiten und nach 
der Meinung des Vorredners, wenn der Vergleich nicht zu Stande 
kommt, auch noch ein Gutachten darüber abgeben, was als Entſchädi⸗ 
gung vom Richter zuzubilligen ſein würde. So weit Ermittelun⸗ 
gen vorliegen, können wir denſelben entnehmen, daß in Deutſch⸗ 
land etwa 40,000 Unfälle vorkommen werden. die eine längere als 
eine vierwöchentliche Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben. Wie viele 
ſolche Unfälle könnte wohl ein einziger Unfallkommiſſarius erledigen? 
Wenn er in einer dicht bevölkerten, indu riell entwidelten Gegend 
ſeine Station bat, ſo kann ich mir denken, daß er das ganze Ver⸗ 
fahren in drei Tagen erledigt, dann würde er im Jahre 100 Unfälle 
erledigen können, und wir würden für 40,000 Unfälle etwa 400 Un⸗ 
fallkommiſſarien anzuſtellen haben. Unfälle richten ſich aber auch nicht 
danach, wo ſich der Unfallkommiſſarius gerade aufhält, was die Aus⸗ 
übung ſeines Amtes noch erſchweren muß. Dieſe Einrichtung würde 
alſo ſehr weitläufig und eler jein, und trotzdem nicht alle Uns 
fälle umfaſſen, ſondern nur die über vier Wochen. Dieſe armen vier 
Wochen, die uns im vorigen Jahre ſo ſehr zum Vorwurf gemacht ſind, 
werden doch hier auch wieder etwas vernachläſſigt. Daß die Arbeiter 
für dieſe Zeit einen Anſpruch haben, beſtreite ich ncht, aber ich ſuche 
vergeblich nach einem Verfahren, in welchem dieſer Anſpruch zur Gel⸗ 
tung gebracht wird. Man kann alſo nur annehmen, daß jeder dieſer 
Arbeiter, der eine Erwerbsunfäbigfeit unter vier Wochen erleidet, ohne 
Weiteres genöthigt iſt, Klage zu erheben. Es wird nicht einmal den 
Verſicherungsanſtalten zur Pflicht gemacht, die Sache ex officio in die 
Hand zu nehmen und wenigſtens die Regulirung zu verſuchen, wie es 
doch ſehr leicht möglich iſt. Und doch haben dieſe Arbeit en ein gleiches 


. 


DN 


Recht berückſichtigt zu werden, wie die übrigen. Wenn man das aber ` 


thun wollte, dann würde man überhaupt gar nicht in der Lage fein, 
ſo viele Kräfte ee e nothwendig wären, um die ganzen 
Geſchäfte zu bewältigen. Durch die Erörterung . nkte 
glaube ich Ihnen gezeigt zu haben, daß dieſer Geſetzentwurf nach kei 
neswegs reif iſt durch die Berathung einer Kommiſſion auf die Höhe 


liegt, zu befriedigen. (Rufe links: Abwarten.) 


Abg. Sonnemann: Ich erkenne gern an, daß in dem An⸗ 
trage Buhl und Genofjen ein weſentlicher Fortſchritt gegen den Stand? 
punkt kundgegeben iſt, welchen früher die linke Seite des Hauſes 
größtentheils eingenommen hat. Es iſt die Zwangsverſicherung, wenn 
auch unter dem Namen Sicherſtellung, zugegeben. Anerkennen muß; 
ich auch, daß die Frage der Am eigepflicht in dem Antrage geregelt 
wird, wenn ich auch nicht dafür bin, daß man unter dem Namen Un⸗ 
fallkommiſſare ein neues Beamtenthum ſchafft. Es könnten die An⸗ 
zeigen ſehr gut bei den Fabrikinſpektoren gemacht werden. Hervorheben 
will ich noch, daß der Antrag die Schuldfrage mit Ausnahme des 
Dolus beſeitigt. Dagegen bin ich der Meinung, daß der Entwurf auf 
halbem Wege ſtehen bleibt, und daß ſeine Verwirklichung uns vielfach 
auf falſche Bahnen bringen könnte. Auf dem Wege der Sicherſtellung 
würden die Pflichten, welche das Geſetz auferlegt, wohl nur in den 
ſeltenſten Fällen erfüllt werden. In der Hauptſache würde bei den 
Aktiengeſellſchaften verſichert werden. Allein ſo weit geht mein Ver⸗ 
trauen auf die Leiſtungen der Altiengeſellſchaften nicht, daß ich, Dies 
ſelben zur Grundlage einer ſozialpolitiſchen Reform machen möchte. 
In dem Entwurfe werden die Aktiengeſellſchaften ſogar mit ber 
ſonderen Privilegien ausgeſtattet. Dies würde die Anſprüche dieſer 
Geſellſchaften gegenüber den Unternehmern nur noch verſtärken, und 
die Prämien namentlich für die ſchwächeren Betriebe nur erheblich 
vertheuern. Ueberhaupt ſcheint uns der Verſicherungszwang ohne 
Schaffung öffentlich kontrollirter Inſtitutionen kaum denkbar. Eine 
Theilnahme der Arbeiter bei der Verwaltung der Anſtalten iſt 
auf dem vom Geſetzentwurf betretenen Wege ausgeſchloſſen, ebenſo 
die Weiterbildung der Fürſorge für die Invalidität und das Alter. 
Alles dies kann nur auf dem genoſſenſchaftlichen Wege 
erreicht werden. Ich verſtehe unter genoſſenſchaftlicher Regelung ſelbſt⸗ 
verſtändlich keine neue Art von Innungen oder Zwangskorporationen. 
Ich denke mir, daß Normativbeſtimmungen aufgeſtellt werden, und 
daß die Anregung von den Verwaltungsbehörden ausgehen ſoll, daß 
im Uebrigen aber de E WE ſelbſtändig ſein follen, 
ebenſo wie unſere Hilfskaſſen. Nur ſolchen Genoſſenſchafken würde ich 
Privilegien einräumen. Hierdurch würde ohne Zwang der Schwer⸗ 
punkt der Verſicherungen den Beruf? genoſſenſchaften ſehr bald zufallen. 
Dies würde die billigſte Art der Unfallverſicherung ſein, die 


? 


- ` 


zu kommen, daß er im Stande wäre, das Bedürfniß, welches hier vor⸗ 


Prozeſſe würden größkentheils ausgeſchloſſen fein, da Arbeitgeber = 


und Arbeiter gemeinſam die Entſchädigung feſtſtellen würden. Bei — 


beier Einrichtung würden ferner mehr Unfälle verhütet werden, als 
bei jeder anderen, da Niemand beſſer im Stande iſt, die Fabrik⸗Ein⸗ 
richtungen zu überſehen, als die zunächſt Betheiligten ſelbſt. Die Ge⸗ 
noſſenſchaften würden ſpäter die Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung 
in die Hand nehmen können, für welche nach dem Antrage wahrſchein⸗ 
lich nochmals beſondere Einrichtungen geſchaſfen werden müßten. 
Die Behauptung des Zentralvereins, daß die Induſtrie die Laſt nicht 
tragen könne, halte ich für durchaus übertrieben. Ich bin überzeugt. 
daß der gegenwärtige und wahrſcheinlich auch der nächſte Reichstag 
Staatsſubpentionen für dieſen Zweck ebenſowenig genehmigen wird, 
wie das Tabaks monopnl. uns wird der Uebergang sur Alters⸗ 
verſorgung viel größere Schwierigkeiten machen als die Unfallverſiche⸗ 
rung und möchte ich hierin por ſehr großen Erwartungen, wie ſie von 
anderer Seite bei jedem Anlaſſe erweckt werden, warnen. Etwas kann 
jedoch ſchon jetzt geleiſtet werden, und zwar am Beſten im Anſchluß 
an die Unfallverſicherung. Sehr viele Mittel wird aber unſer Militär⸗ 


ſtaat, der ſchwer mit dem ſozialen Staat zu vereinbaren iſt, für dieſe 
e N anzen bin ich und meine 
Parteigenoſſen der Meinung, daß ſich, wenn ein gut vorbereiteter Ente 4 


Zwecke vorerſt nicht übrig laſſen. Im 


4 
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enoſſenſchaftlichen Regelung an den Reichs⸗ 
ehrheit finden wird. 

2 Dr. Buhl: Die vorjährige Regierungsvorlage iſt von 
keiner Seite ſo ſehr in ihren Fundamenten erſchüttert worden, wie von 
Seiten des Herrn Reichskanzlers ſelbſt (lebhafte Zuſtimmung links), 
der die Zwangsverſicherung als unannehmbar bezeichnete. Wenn der 
Herr Regierungskommiſſar meinte, der Abg. Lasker ſei dem vorjährigen 
Regierungsentwurf zu feindlich gegenüber getreten, ſo muß ich doch 
dem widerſprechen. Der Abg. Lasker hat anerkannt, daß in jenem 
Entwurf hochwichtige, grundlegende Prinzipien vorhanden ſeien. Meine 
Partei hat denn auch den Standpunkt der vorjährigen Regierungsvor⸗ 
lage nur in einigen Punkten verlaſſen. Zu dieſen gehörten allerdings 
die grundlegenden Beſtimmungen des Staatszuſchuſſes. Dieſe ſind für 
uns unannehmbar. Das Gerippe des Regierungsentwurſs haben wir 
beibehalten, z. B. die Entſchädigung für die Arbeiter, und die Renten⸗ 
ahlung. Unſer Antrag kennt das Staatsmonopol nicht. Die Staats⸗ 

rſicherungsanſtalten haben durchaus keinen Werth. Wenn ſchon die 
Privatgeſellfchaften eine gewiſſe Gleichgiltigkeit der Verſicherten beför⸗ 
dern und die nöthige Sorgfalt bei der Verhütung von Unfällen ab⸗ 
ſchwächen, ſo richtet ſich dieſer Vorwurf noch mehr gegen die Staatsanſtalt. 
Anders wäre es bei den NS ee Bei dieſen iſt 
es ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Betriebsunternehmer die nöthige 

Sorgfalt auf die Verhütung von Unfällen verwenden, namentlich durch 
Enführung von Sicherheitsmaſchinen. Wenn der Herr Kommiſſar den 
Vorwurf tadelt, daß er die Normativbeſtimmungen einem ſpäteren 
Geſetze vorbehält, fo überſieht er, daß auch der Regierungsentwurf 
ſolchen Vorbehalt enthielt; ich erinnere nur an das Hilfskaſſengeſetz. 
Der Herr Kommiſſar hat gemeint, daß die Beſtimmungen hinſichtlich 
der Verſicherungsgeſellſchaften bei dieſen kein Entgegenkommen finden 
würden. Dem gegenüber bemerke ich daß die Gegenſeitigkeitsverſiche⸗ 
rungsanſtalten ſich mit der Baſis dieſes Entwurfs einverſtanden er⸗ 
klärt haben. Heute Morgen höre ich, daß auch die Magdeburger 
Aktiengeſellſchaft ihre Anſicht ſeit dem vorigen Jahre geändert 
und ſich mit dem $ 10 einverſtanden erklärt hat. Ich gebe aber 
gerne zu, daß unſer Entwurf verbeſſerungsfähig iſt. Gewundert 
aber hat es mich, daß der Abgeordnete Sonnemann für Ge⸗ 
noſſenſchaften eingetreten iſt, das bedeutet in dieſer Frage eine Zwangs⸗ 
anſtalt. Es iſt auch nicht zu überſehen, daß die Bildung dieſer Ge⸗ 
noſſenſchaft ſich noch auf Jahre hinausſchieben kann. Gewundert hat es 
mich auch, daß Herr Sonnemann ſich gegen die Aktiengeſellſchaften erklärt 
hat, die ſich doch im Verſicherungsweſen vollſtändig bewährt haben. 
Wir ſind den Gegenſeitigkeitsge ellſchaften die Anerkennung ſchuldig, 
daß ſie faſt nie zu Klagen Anlaß gegeben haben. Bezüglich der Ueber⸗ 
nahme der Prämienzahlung ſind die Meinungen verſchieden. Es iſt 
bedenklich, die Prämienzahlung der Induſtrie gan; aufzubürden, und 
die „Nordd. Allg. Ztg.“ hat neulich hervorgehoben, daß die Induſtrie 
daran zu Grunde gehen würde. Die Arbeiter können ſie aber auch 
nicht allein tragen. Wenn aber durch dieſen Entwurf bewirkt wird, 
daß die Betriebsvorrichtungen der Unternehmer regulirt werden, und 
daß dadurch die Unfälle ſich vermindern, ſo iſt es auch billig, daß die 
Arbeiter ein Kompelle haben, SCH zu werden. Es iſt erwieſen, 
daß die meiſten Unfälle durch eignes Verſchulden der Arbeiter vor⸗ 
kommen. Wenn nun die Arbeiter zu dieſer Prämienzahlung beitragen 
und ſich an der Organiſation betheiligen, ſo werden ſie ihre Mitarbeiter 
S größerer Vorſicht anhalten. Wir waren zwar der Anſicht, daß es 
ch nicht empfehle, eine ſteigende Skala für die Verſchuldung einzu⸗ 
führen, weil dadurch die Zahl der Prozeſſe ſich noch vermehren würde, 
aber wir hielten es für zweckmäßig, wenigſtens eine Stufe einzuführen, 
daß nämlich für grobe Verſchuldung eine verminderte Zahlung ein⸗ 
trete. Wir haben uns gegen die Karrenzzeit ausgeſprochen, damit der 
Arbeiter gerade in den erſten Tagen ſeiner Verletzung entſprechend ver⸗ 
pflegt werden könne. (Lebhatter Beifall links) > 
Abg. Richter (Meißen) bittet namens Seiner Fraktion um Abs 
lehnung des Antrages. Man könne den Fabrikanten nicht zumuthen, 
die Beträge der Verſicherungsſummen aus ihrer Wirthſchaft heraus⸗ 
zuziehen, um dieſelben als Garantiefonds anzulegen. Das würde die 
äftliche Betriebsamkeit unter Umſtänden ſchwer ſchädigen. Wenn 
er den Verſiche W t 0 n fol 
auch ihrerſeits ſtets Deckung zu haben, ſo würde die Folge die fein, 
daß nur eine koloſſal große Aktiengeſellſchaft ſich der hier geſtellten 
Aufgabe unterziehen könne. Kleine Genoſſenſchaften könnten gar nicht 
daran denken. De facto würde dieſer Zweig des Verſicherungsweſens 
alſo bei einer großen Geſellſchaft monopoliſirt werden. Auch daß man 
die kleineren Zweige der Gewerbthätigkeit ausſcheiden wolle, ſei kein 
Vorzug des Antrages. Die Landwirthſchaft involvire auch in den nicht 
mit Maſchinenkräften arbeitenden Unternehmungen große Gefahren für 
die Betheiligten. Dieſe von den Segnungen des Geſetzes auszuſchlie⸗ 
ßen, ſei unbillig. 1 N 5 
Abg. Hirſch: Gegen die Einſchließung der landwirthſchaftlichen 
Betriebe von geringerem Umfange ſprächen äußere und innere Gründe, 
vor Allem der Umſtand, daß hier der Arbeiter nicht als einzelnes ohn⸗ 
mächtiges Glied der 42 8 Kette von dem Betriebe ſelbſt abhängig 
ſei. Redner vermißt bei den Opponenten eine genügende Würdigung 
des großen prinzipiellen Standpunktes, auf dem der Antrag ruhe, daß 
nämlich das Prinzip der Haftpflicht wieder zur Grundlage der dies⸗ 
bezüglichen Geſetzgebung gemacht werden ſolle. Redner beantragt Ver⸗ 
weiſung des Antrages an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern. 
Hierauf vertagt ſich das Haus auf morgen (Donnerſtag) 11 Uhr 
Kb Berufsſtatiſtik, hamburger Zollanſchluß⸗Vorlage). Schluß 
r. 


wurf auf Grunbinge der 
tag gelangt, derſelbe eine 
bg. Dr. B 


Vom Tandtage. 


Abgeordnetenhaus. 
3. Sitzung. 

Binanzminifter Bitter bringt den Etatsentwurf für 
1882—83 ein und theilt mit, daß in dem zunächſt vorhergehenden 
Jahre ein Verwaltungsdefizit nicht eingetreten iſt. Nicht nur fanden 
alle Ausgaben in den Einnahmen ihre reichliche 1 ſondern es 
konnte noch ein Ueberſchuß von 28,802,845 M. für das Rechnungsjahr 
1882—83 reſervirt werden. An dieſem erfreulichen Reſultgt war 
die Forſtverwaltung mit einem Plus von 12,504. 449 M., die 
der direkten Steuern mit 1.383.220 M., die der Bergwerke mit 
5,740,511 M., die Eiſenbahnverwaltung mit 28,574,816 M. 


betheiligt. (Hört! hört! rechts.) Erhebliche Mindereinnahmen 
fanden nur ſtatt bei der Verwaltung der indirekten Steuern, 
der Stempelſteuer, nämlich etwas über 


auptſächlich bei 
E Mark. Von den oben bezeichneten Mehreinnahmen 
der Eiſenbahnverwaltun gehören 4,662,582 M. den Staats⸗ 
bahnen und 23,912,234 M. den für Staatsrechnung verwalteten 
Privatbahnen, jedoch keinesweges allein dem Rechnungsjahr 
1881-82, da bekanntlich die Privatbahnen ihre Etats und Rech⸗ 
nungsperioden nicht wie die Staatsverwaltung von April zu April, 
ſondern nach dem Kalenderjahr rechnen. Erſt von dieſem Jahre ab 
war es möglich, beide Perioden zu verſchmelzen und es mußte alſo 
das erſte Quartal des Kalenderjahres 1881 den Einnahmen der 
Verwaltung des vergangenen Jahres zugerechnet werden. Es 
fallen demnach auf das erſte Quartal der gemeinſamen Rechnungs⸗ 
periode 7,634,500 M., To daß der eigentliche Ueberſchuß der unter 
Staatsverwaltung ſtehenden Privatbahnen für 1880—81 ſich auf rund 
10,278,000 M. beläuft, gewiß ein erfreulicher Erfolg der Eiſenbahn⸗ 
politik der Regierung. Was die Ausgaben betufft, fo iſt haupt⸗ 
sächlich für die Justizverwaltung eine Mehrausgabe von 9,115,624 M. 
zu verzeichnen. (Hört!) Dieſer Mehrausgabe ſteht eine Einnahme 
von 1,992,457 M gegenüber, es it mithin ein Zuſchuß bedarf von 
‚123,167 M. nothwendig geblieben. Bei den einmaligen und 
außerordenrlichen Ausgaben könnten geſpart werden 3.400000 M. 
aber die Forſtverwaltung eine Mehrausgabe, etwas mehr als 4 


flicht gemacht werden ſolle, 


Millionen, verlangte, ſo bleibt imme hin eine Erſparniß von rund 3 

ionen M. Bei Beginn des Rechnungsjahres 1880 —81 war bei 
der Eiſenbahnverwaltung für Erwerbungen und Bauten ein Beſtand 
von 31,553,126 M. vorhanden, zu denen im Laufe des Jahres an er⸗ 
neuten Einnahmen hinzugetreten find 217,816,402 M. jo daß die Ein⸗ 
nahme 249,169,528 M. betiug die Ausgabe dagegen 266,857,790 M. 
Es iſt daher ein Vorſchuß von 17,688 262 M. auf das laufende Jahr 
übernommen worden, der jetzt abgewickelt und als beſeitigt nachgewie⸗ 
ſen werden muß. Von den im bezeichneten Jahre verausgabten Schatz⸗ 
ſcheinen im Betrage von nur 5 Millionen war bei Abſchluß des Jahres 
nichts mehr im Umlauf. Außeretatsmäßig ſind verausgabt worden 
599,484 M. Es haben dagegen Etatsüberſchreitungen ſtattgefunden 
in dem allerdings ſehr erheblichen Betrage von 34,191,343 M., deren 
Genehmigung bei Ihnen nachgeſucht werden wird. Mit Rückſicht auf 
die lange und ſchwere Verkehrskriſis, welcher das Land unterworfen 
geweſen iſt und auf die mittelmäßige Ernte des vorigen Jahres, welche 
auf den Verkehr hemmend eingewirkt hat, darf das fragliche Rechnungs⸗ 
jahr immerhin als ein befriedigendes bezeichnet werden. Auch in die⸗ 
ſem Jahre liegt eine nicht zu verkennende Verbeſſerung der Finanzlage 
vor. Das Defizit von nicht ganz 5 Millionen, welches ſich ergeben 
hat, beträgt ber einer Einnahme und Ausgabe von rund 940 Millio⸗ 
nen kaum $ pCt. der Geſammtſumme. Der Etatsentwurf ſchließt in 
Einnahme und Ausgabe mit 939,806,617 M. ab, alſo um 26,736,201 
M. höber als der vorige Etat. Die dauernde jetzige Ausgabe von 
905,727,373 M. überſteigt die des vorigen Jahres um 32,7 6,475 M., 
iſt aber immerhin um 34 Millionen niedriger, als die dauernde Ein⸗ 
nahme berechnet worden iſt. Das Extraordinarium mit rund 34 Mil⸗ 
lionen — 31 Prozent der Geſammtausgaben des Staates — bleibt 
hinter dem des laufenden Jahres um 6 Millionen zurück. Die Do⸗ 
mänen⸗ und Forſtverwaltung weiſt bei über 80 Millionen Geſammt⸗ 
einnahme gegen das Vorfahr eine Mehreinnohme von 713,670 M. und 
eine Mehrausgabe von 1,256,950 M. nach. Das Finanzminiſterium 
hat bei einer Geſammteinnahme von über 250 Millionen eine Minder⸗ 
einnahme von 1,596,380 M. und eine Mehrausgabe von 1,482,757 M., 
zuſammen alſo einen Minderüberſchuß gegen das Vorjahr von 
3,079,137 M. Doch haben die direkten Steuern, welche mit über 1635 
Millionen einen Haupttheil der Einnahmen des Finanzminiſteriums 
bilden, nicht etwa einen Rückgang gegen das Vorfahr gedacht. Jene 
verminderte Einnahme iſt entſtanden durch den Steuererlaß von 14 
Millionen und dadurch, daß der Antheil aus den Reichsſtempelabgaben 
in Abzug gebracht iſt. Dieſer Antheil beträgt 7,269,530 M. Von ihm 
muß zunächſt in Abrechnung gebracht werden eine Summe von rund 
600,000 M., welche auf diejenigen Stempelabgaben fällt, die bisher für 
Preußens alleinige Rechnung erhoben worden ſind und nach dem 
Reichs ſtempelgeſetz nunmehr in die Reichsſtempel übergehen. Werden 
dieſe 600,000 M. abgerechnet, jo bleiben 6,670,900 M. übrig, 
welche die Regierung zu Steuererlaſſen benutzen will, da ſie 
glaubt, daß diefelben dem Geſetz vom 6. Juli 1880 unterliegen, 
nach welchem die Ueberſchüſſe, welche Preußen aus der Steuer⸗ 
verwaltung des Reiches bekommt, ſo weit ſie nicht zu Staats⸗ 
zwecken verwendet werden, zu Steuererlaſſen beſtimmt werden ſollen. 
Die bezeichnete Summe würde hinreichen, um dem vorjäbrigen Steuer⸗ 
erlaß eine 4. Monatsrate der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer mit 
4,566,600 M. zuzuſetzen und eine 5. Nonatsrate für die ſechs unterſten 
Klaſſenſteuerſtufen zu bewilligen, welche 2,100,000 M. in Anſpruch neh⸗ 
men werden. Sollte das n noch rechtzeitig im Hauſe 
zur Annahme gelangen, jo würde dieſer Exlaß ſich inſofern ändern, als 
nach dem dortigen Vorſchlage nicht die Erlaſſung nach Monatsraten, 
ſondern in Zukunft nach Steuerſtufen und von unten an beginnt. 


Die weiteren Steuererlaſſe würden dann nur den unteren 
Klaſſenſteuerſtufen zu Gute kommen. Man könnte meinen, daß, 
da der Etat mit einem, wenn auch nur geringen, Defizit ſchließt, 


die vorhandenen Mittel zur Herſtellung der Balance zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben hätten verwendet werden ſollen. Die 
Staatsregierung hat aber doch geglaubt, in dieſem Falle hiervon ab⸗ 
ſehen zu dürfen, weil die Staatsregierung den Wunſch haben muß, 
alle Ueberſchüſſe aus dem Reich in erſter Linie nicht 


zu Staatszwecken, ſondern ausſchließlich zu Steuer⸗ 


erlaſſen verwenden zu dürfen. Die Erlaſſe an Einkommen⸗ und 
Klaſſenſteuer betragen im vorliegenden Etat über 20 Millionen Mark. 
Die indirekten Steuern zeigen eine Mehreinnahme von 3,411,900 M., 
vorzugsweiſe aus Gerichtskoſten und Strafgeldern, eine Nehrausgabe 
von 1,303,965 M. weſentlich für das Zollperſonal, bleibt ein Mehr⸗ 
überſchuß von rund 2 100,000 M. Die Nothwendigkeit der Mehraus⸗ 
gaben für das Zollperſonal, ſchon im v. J. vom Hauſe anerkannt, wird 
in einer beſonderen Denkſchrift nachgewieſen. . 

Im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, defien Geſammteinnahme 
461 Mill. beirägt, ergiebt die Bergwerksverwaltung eine Mehreinnahme 
von 7,030,934 M. und eine Mehrausgahe von 5,875,573 M., ſodaß ein 
eigentlicher Mebrertrag von 1. 155,361 M. nachgewieſen iſt. Die Ger 
ſammteinnahme der Eiſenbabnverwaltung beträgt 369,150,547 M., gegen 
das Vorfahr ein Plus von 12,608,547 M. Die Ausgabe beträg 206,687,286 
M.“ gegen das Vorjahr ein Minus von 131,807 M., ſodaß im 
Ganzen eine Mehreinnahme von 10,463,261 M. und ein reiner Ueber⸗ 
ſchuß von 12,740,354 M vorhanden iſt. Ein erfreuliches Reſultat der 
Eiſenbahnpolſtik! Die Domänen⸗ und allgemeine Finanzverwaltung 
weiſt eine Mehrausgabe von 14,806,104 M. nach. Bei der Einnahme 
treten hervor beſonders der Antheil Preußens an dem Ertrage der Zölle 
und Tabaksſteuer von 43,20, 100 M., gegen das Vorfahr mehr 8,896,200 
Mark, ferner der Antheil an dem Ertrage der Reichsſtempelabgabe und 
der Verwaltungsüberſchuß für 1880/81 mit 28,862,485 M. Der zur Ba⸗ 
lancirung des Etats eingeſtellte Betrag beträgt 4.966.700 M., 23.663, 300 
Mark weniger als im vorigen Jahre. Bei den ſehr hohen Einnahmen 
und Ausgaben der allgemeinen Finanzverwaltung ſpringt zunächſt der 
erhöhte Matrikularbeitrag der Regierung mit 58,340,838 Mark in die 
Augen, weicher um 19 532,606 M. höher iſt als im vorjährigen Etat. 
Dieſe Erhöhung macht einen Zuſchuß von 8 Millionen erforderlich. 
Die Verzinſung der öffentlichen Schuld weiſt einen Mehrbedarf 
von 6,212,330 Mark nach, eine Summe, welche darauf hinweiſt, daß 
die ſteigende Zinſenlaſt des Landes die möglichſte Zurückhaltung auf 
dem Gebiete derjenigen Ausgaben in Anſpruch nimmt, die durch 
Staatsſchulden zu decken ſind. : 

Im Etat des Auswärtigen Amtes wird unter den 
Geſandtſchafts⸗Beſoldungen eine Mehrausgabe von 90,000 M. ge: 
fordert, welche durch die in Preußen beſchloſſene 
Wiederaufnahme der diplomatiſchen Beziehungen 
zu dem päpſtlichen Stuhle bedingt iſt. (Hört! hört!) 

Das Juſtieminiſterium weiſt deine Mehreinnahme von 
1,529,950, eine Mehrausgabe von 5,3 1,600 Mark, alſo einen 
Mehrverbrauch von 3,771,650 Mark nach, hauptſächlich durch or: 
mehrte Beſoldung und perſönliche Ausgaben. Die Ausgabe für 
das Kultusminiſterium iſt um 1,022,648 Mark durch 
die Zuſchüſſe an Univerfitäten, höhere Lehranſtalten und das 
Elementar Schulweſen gestiegen. Somit ſchließt das Ordi⸗ 
narium einſchließlich der Ueberſchüſſe des Vorjahres mit rund 
940 Millionen, das Extraoroinarium beziffert ſich auf rund 34 
Millionen, etwa 6 Millionen weniger als im vorigen Jahre und 
wird durch einen Zuſchuß im Wege der Anleihe von 4,966,700 
Mark gedeckt, während in den Jahren 1878 —82 erheblich größere Ans 
leihen nöthig waren, nämlich 42, reſp. 68, 371 und 285 Mill. Mark. 
Ausgeſondert find in dieſem Jahre alle Poſitionen und in das Ordi⸗ 
narium übertragen, welche ſich in gleicher Weiſe in jedem Jahre 
wiederholen, in Summa 1,890,850 M., für Bauten, Kulturzwecke u. dgl. 
Sonſt finden ſich darin die Koſten für dringende Neubauten in faſt 
allen Reſſorts, für Eiſenbahnz ecke 4 Mill., für Waſſerſtraßen und 
andere Bauzwecke nahezu 8 Mill., für die Juſtizverwaltung 21 Mill., 
für die Strafanſtaltsverwaltung 14 Mill., für Darlehen an die 
Domänenpächter behufs Ausführung von Drainage gegen Verzinſung 
und Amortiſation 600,000 Mk., zum Ankauf von Forſtgrundſtücken 


(neben den in das Ordinarium bereits eingetragenen 1,050,000 Mark) 
950,000 Mark, fü. die übrigen Bedürfniſſe der landwirthſchaftlichen 
Verwaltung rund 14 Millionen, für Univerſitäten 1,630,000 Mark, 
für die übrigen Unterrichtszwecke 31 Millionen, für Kunſt und 
Wiſſenſchaft 1,116,000 Mart, im Ganzen für das Kultusminiſterium 
6,600,000 Mark. Alle dieſe Beträge war es möglich in Vorſchlag zu 
bringen bei dem verhältnißmäßig geringen Zuſchuß der erwähnten 
Anleiye. Hinzuzufügen ift, das von den durch beſondere Geſetze zur 
Verfügung geſtellten Summen für Eiſenbahnbauten und Badürfniſſe 
der verftaatlichten Bahnen 12,932,765 M. definitiv erſpart worden find.- 
Wenn hiernach der Etat mit rund 940 Millionen abſchließt, ohne 
eine vollſtändige Balance erreicht zu haben, ſo muß doch die finanzielle 
Situation gegenüber den vergangenen drei Jahren als eine günſtige 
bezeichnet werden. Ich überreiche dem hohen Hauſe hier neben dem 
Etat einen Geſetzentwurf über die Deckung der 4,966,700 M. extra⸗ 
ordinärer Ausgaben und die Ueberſicht der Staatseinnahmen und Aus⸗ 
gaben in dem Jahre 1880/81. (Beifall rechts.) 
Nächſte Sitzung unbeſtimmt. (Erſte Berathung des Etats.) 
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Telegraph iſche Nörſenberichte. 


onds⸗Courſe. 


SH 14.6 1018. RN 2. Anth. 
2 armſtb. 

B. 998. Oeſt⸗ung. Bf. 707,00. Kreditaktien 2813. e See, D 
Papierrente 65 Goldrente 79. Ung. Goldrente 744. 1860er Looſe 
1233. 1864er Logſe 327,60. Ung. Staatsl. 227,80 do. Oſtb.⸗Obl. 


Wiener Bankverein 113, ungariſche Papierrente —. Buſchtiehrader — 
Fung eg Seuß der Börse; Syed 2831, Fr 

a D örſe: Kxeditaktien 283}, Franzoſen 271 ` 
lizier 2594, Lombarden 1234, II. Orientanl. — I. Wen Se 
gg? ng ee 18. 3 er 
Frankfurt a. M., 18. Januar. ekten⸗Sozietät. Kreditakti 
2798, Franzoſen 270, Lombarden Galizier an Ge 
reichiſche Goldrente —, ungariſche Goldrente —, U. Orientan⸗ 
leihe —, öſterr. Silberrente 658, Papierrente — II. Orientanl. —, 
ungar. Papierrente —, 1880er Ruſſen —. Darmſtädter Bank ——, 
4 pCt. Ungar. Goldrente —. Wiener Bankverein 114. Diskonto⸗Kom⸗ 
8 = an S Moie Test 1 5 Lis 

Wien, 18. Januar. uß⸗Courſe.) Stimmung beſſer und b 
ruhigter, Kurſe theilweiſe ſchwankend, Schluß feſt. 8 = 

Papierrente 77,25. Silberrente 76.30. Oeſterr. Goldrente 93,00. 
Ungariſche Goldrente —, 1854er Loeſe 121,00. 1860er Looſe 
132,50. 1864er Looſe 172 2). Kreditlooſe 176,50 Ungar. Prämienl. 
118,00 Kreditaktien 316,75 Vote 314.25 Lombarden 140,25. 
Galizier 299,50 Kaſch.⸗Oderb. 141,20. Pardubitzer 156,50 Nordweſt⸗ 
bahn 216,00. Eliſabethbahn 211.00. Nordbahn 2497,50 Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank — Türk. Looſe — —. Unionbank 136,20. Anglo⸗ 
Auſtr. —,.—. Wiener Bankverein 126,50. Ungar. Kredit 30650. 
Deutſche Plätze 58,25. Londoner Wechſel 119,20. Pariſer do. 47,32, 
Amſterdamer do. 98,70. Napoleons 9,454. Dukaten 5,59 Silber 
10.0., e Geld 5 er Lemberg⸗ 
zernowitz —.—. Kronpr.⸗Rudo „50. Franz⸗Joſef —.—. d 
Bodenbach —.— Böhm, Weſtbahn ,. ER 

Atprozent. ungar. Bodenkredit⸗Pfandbriefe —, Elbthal 234,00, 
ungariſche Papierrente 86,60, ungar. Goldrente 86,30, Buſchtierader B. 
167,00. Ung. Präml. —. Eskompte —.—. 

Nachbörſe: Oeſterr. Kreditaktien 319,25, Anglo⸗Auſtr. 132,00. 

Wien, 18. Januar. (Abendbörſe) Ungar. Kreditaktien 307,50, 
öſterr. Krediktaktien 316,25, Franzoſen 314.50, Lombarden 142,50, Ga⸗ 
Duer 300,00, Anglo⸗Auſtr. — öſt. + amertente 75,40, do. Gold⸗ 
rente 93,00, Marknoten 58,27, Napoleons 9,46, Bankverein 126,50, 
Elbthal 233,50, ungar. Papierrente 86,00, Aprozent. ungar. Goldrente 
86,30, 6proz. ungar. Goldrente —,—, Nordweſtbahn 216,50. Schwächer. 

Paris, 18. Januar. (Schluß⸗Courſe.) Bewegt. 

Zproz. amortiſirb. Rente 83,80, Zproz. Rente 83774, Anleihe de 
1872 114,674, Italien. 5proz. Rente —,—, Oeſterr. Goldrente 
798, ungar. Goldrente 1013, 4proz. ungar. Goldrente 74, 
5proz. Ruſſen de 1877 89, Franzoſen 670,00, Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 307,50, Lomb Prioritäten 274.00, Türken de 1865 13,10, 
Türkenlooſe 56,50. III. Orientanleihe 59. 


—.— 


Credit mobilier 700, Spanier erter, 27. do. inter. —, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien —, Banque ottomane 800, Union gen. 2400, Credit 
foncier 1650 00, Egypter 344,00, Banque de Paris 1200,00, Banque 


d'escompte 810,00, Banque hypothecaire —, Londoner Wechſel 25,19%, 
5proz. Rumäniſche Anleihe ——. 
Florenz, 18. Januar. 5p&t. Italien. Rente 90,55, Gold 20.76. 
Londoner Kurſe wegen Leitungsſtörungen noch nich ein⸗ 


getroffen. 
Produkten⸗Kurſe. 


Köln, 18. Januar. (G 
fremder loco 23,50, pr. März 23, 


Bremen, 18. 
Standard white loco 7,15 a 7,20 bez., pr. 
per März 7,30 bez., per April 7,40 bez., per 
Dezember 8,20 bez. u. Käufer. : 

Hamburg, 18. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco und auf 
Termine ruhig. Roggen loco und auf Termine ruhig. Weizen 
Januar 230,00 Br., 228,00 Gd., per April⸗Mai 225,00 Br., 
223,00 Gd. Roggen per Januar 170,00 Br., 168,00 Gd., per April⸗ 
Mai 160,00 Br., 159,00 Gd. Hafer und Gerite ſtill. Rüböl ſtill, loco 
59,00, per Mai 59,00. — Spiritus ſtill, per Januar 40} Br, 

ebruar⸗März 401 Br., per März⸗April 403 Br., per Aprıl:Mat 
401 Br. Kaffee matt, geringer Umſatz. — Petroleum feſt, Standard 
white loco 7,50 Br., 7,40 Gd., per Januar 7,35 Gd., per Februar⸗ 
März 7,60 Gd. — Wetter: Feucht. 

1262. éi 1205 Brut f cp. Gelbe d. 50 Gb. teen 
, vw 14,09 Br. Hafer pr. jahr 8,5 „ 8, r. ais 
pr. Mai⸗Juni 7,60 G5. 902 Br. 

Peſt, 17. Januar. Produktenmarkt. Weizen 
Termine feſt, pr. Frühjahr 12,43 Gd., 12,45 Br. — Hafer pr. 
übjabr 8,30 Gd., 8,33 Br. — Mais pr. Mai⸗Juni 7,34 Gd. 7.3 
r. — Kohlraps pr. Auguſt⸗September 133. Wetter: Schön. ; 

Paris, 18. Januar. Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
feſt, ver Januar 32,50, per Februar 32,10, per März⸗Juni 31.75, 
per Mai⸗Auguſt 31,25. — Roggen beh., per Januar 21,60, per Mair 
630 21,00. Mehl 9 Marques ſeſt, per Januar 66,25, per Februar 
66,60, per März⸗Juni 66,75, per Mai⸗ roi 65,75. — Rüböl feft, 
per Januar 78,00, ver Februar 78,50, per März April 78,00, per Mai⸗ 
Auguſt 75,50. — Spiritus behaup., ver Januar 61,25, ver Februar 
61,50, per März April 62,25, per Mai⸗Auguſt 63,50. — Wetter: Kalt, 
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Brodukten-Börfe. M. — Weizenmehl per 100 Kilogramm brutto 00: 32.00 bis ] me 171 M. nom, — M. Br. per April-Mai 165,5 Mark R 
; 30,50 Mark, o: 29,50—28,50 M. d bis 27,50 Mark. — bezahlt, per Mai⸗Juni 164,5 M. bez., per Juni⸗Juli 162,5 M. : 
Berlin, 18. Januar. Wind: NW. Wetter: trübe. Roggenmehl inkl. Sac 0: 25,25 bis 24.25 Mark, 0/1: 23,75 bis bezahlt — Gerſte unverändert, per 1009 Kilo loko Brau⸗ 152 a 
Weizen per 1000 Kilo loko 202—235 M. nach Qualität ges 22.75 M., per Januar 23,70 bez., per Januar⸗Februar 23,50 bez. per bis 158 Mark, Futter⸗ 128 bis 138 M., geringere —.— M. 

fosbert, abgel. Anmeld. — bezahlt, deſekter Bolnifcher — Mark Februar⸗März 23,40 bez., per April⸗Mai 23,20 bez, ver Mai⸗Juni 2285 Schleſiſche — Mark. — Hafer fill, per 1000 Kilo loko neuer 


ab Bahn, ver Jaquar⸗ Februar — bezahlt, per Februar⸗März — M. bezahlt, ver Juni⸗Jul! 22,60 bezahlt. — Gekündigt 500 Zentner. inländiſchen — M., neuer Pommerſcher 140-149 M., Ruſſiſcher — 
bezahlt, Wel Alto 2242245 M. bezahlt. Mai „Juni 2245 bezahlt, Negulirungspreis 23,65 Mark. — Delfaat per 1000 Kilo. M. bez., Schwediſcher — M. bez., per April⸗Mai —— M. bez., 
i⸗Juli 225 Br., 2244 Gd., Juli⸗Auguſt 218 be, Sept.⸗Okthr. — bez. interraps — M. Winterrübſen — Marl. — Rübö!l per 100 Kilo] ver Mai⸗Juni —— Mark — Erbſen unveränd per 1000 ie GI 

k. — Zentner. Regulirungspreis — Mark. — Roggen per 1000 loko obne Faß 56,0 M. mit Faß 56,3 Mark, per Januar 56,6 M. och⸗ 170—178 Mark, Futter⸗ 158 bis 167 M., per April⸗Mai 
Kilo loto 173—182 N. nach Tmalität gefordert, inländiſcher 178 Ca a 56,6 Mark, ver Februar⸗März 56,6 M. per gäe, Futter⸗ 157 M. — Mais ohne Handel. — Winterrübſen 
dis 180 a. B. bez., feiner inländiſcher — Mark ab Bahn bezahlt, pril — bez., per April⸗Mai 57,1—56,7 bez., per Mai⸗Juni 57,1—56,7 | matt, ver 1000 Kilo per April⸗Mai 271 M. bez., per September 
hochfeiner — M. ab B. bez. ſtark klammer —- ab B. bez., alter — Mart bez. Gelündigt — Str. Regulirungspr. — M. — Lein dl 100 [ Oktober 263 M. Br. — Rüb ö! matt, per 100 Kilo loko ohne aß 
ab B. bezahlt, ruſſiſcher und polniicher 174177 Mart a. B. bezahlt, Kilo lolo — M. — Petroleum ver 100 Kilo Iofo 24,5 Mark, | bei Kleinigkeiten flüſſiges 57 M. Br., kurze Lieferung — M., per 4 
defekter —,— Mark ab Bahn beiablt, per Januar 176—176$ | per Januar 24,0 bez., per Januar⸗FJebruar 24,0 bez, per Februar⸗ Januar 55 M. bez u. Br., per Jan Februar — M. Br., per April⸗ | 


bez., per Januar⸗Februar 175 M. De per Bere en —, per GC 24.0 bez., ver März April 24,3 bezahlt, per Mai⸗Juni — Mai 56,5 M. Brief, per Mai⸗Juni — M. — Winter⸗ 
April⸗Mai 169—1691 Me bezahlt, ver Mai⸗Juni 167—1674 Mark bez., ; Öetündigt — Zentner. raps ver 1000 Kilo — Mark. — Spiritus behauptet, ver 10,000 
per Juni⸗Juli 165—1654 Mark bezahlt. Gekündigt — Zentner. Regulis Negulirungspreis — Mark. — Spiritus per 100 Liter Iofo ohne Liter⸗pCt. lolo obne Faß 46,5 M. bez., mit Faß 47,6 M. be, kurze 
rungspreis — Mark. — Gerſte per 1000 Kilo Toko 136 bis 200 | Faß 47,7—47,5 bez, per Jan. 48,5 —48,3 bez., per Janugr⸗Februar 48,5 Lieferung ohne Faß — M. bez, per Janugr 47,4 M. Br. u. Gd., per 
Mark nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loko | bis 48,3 bez, per e bez., per März⸗April — bez., per | April:Mai 49.3 M. bez., 49,3 M. Br. u. Gd. i 
38172 M. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher und polniſcher 140 April⸗Mai 50,1—49,9 bez., zer Mai⸗ 50 M. bez., — M. Br. u. Gd., per Juni Juli 50,8 Mark bei. — 
bis 148 M. bezahlt, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 143—155 M. bezahlt, Juli 51,3—51,2 bez., per Juli⸗Auguſt 52,3—52,1 bez., per Auguſt⸗ Angemeldet Nichts. — Regulirungspreiſe: Weizen — M., Roggen 
pommerſcher und Uckermärker 145—151 bezahlt, ſchleſiſcher 151—156 bez., September 52,9—52,7 bezahlt. Gekündigt 20,000 Liter. Negulirungs⸗ 171 M., Rüböl 55 M., Spiritus 47,4 M., Rübſen — M. — 


böhmiſcher 151—156 M. bezahlt, fein weiß mecklenburgiſcher — ab B. preis 48 5 Mark. (B. B.⸗Z. Petroleum loko 8,2—8,25 M. tr. bez., Regulirungspreis 8,25 M. 
bez., feine 160—163 bez., ver Januar — Mark bez. per, April⸗Mai Stettin, 18. Januar. Wetter: Trübe, regnig. 1 2 Gr. R. tr., alte Uſanz 8,6 M. tr. bez. 

1441 B., 144 G., ver Mai⸗Juni 145 bezahlt, per Juni⸗Juli 146 Mark. Barom. 29. Wind: NW. Nachts — 1 Gr. R. EEE CR Landmarkt: Weizen 200—222 M. Roggen 174—178 
Getündigt — Zentnur. egulirungspreis — Mark. — Erbſen per Weizen geſchäftslos, per 1000 Kilo into gelber inländiſcher M., Gerſte 150—165 M., Hafer 155160 M., Erbſen 175—190 M., 


1000 Kilo Kochwaare 179-215 N., Futterwagre 156 bis 164 Mark. 209—221 Mark, geringer —— Mark bez., weißer 210—223 Kartoffeln 30—42 M., Heu 3—3,5 W., Stroh 42—45 M. (Oſtſee⸗3ig.) 
— Mais ver 1000 Kilo loo 143—153 nach Qualität gefordert, per Mark, per April-Mai und per Mal⸗Juni 225 M. Br. u. Gd. — = 

Januar — Mark, FJanuar⸗Februar — M., per April⸗Mai 140 M., Roggen unverändert, der 1000 Kilo loko inländiſcher 166—172 

0 Mai⸗Juni 1384 M. Gekündiat — Zentr. Reaulirungspreik — M., abgel. Anmeldung — Ak. bez. defekter — M bez., ver Ja⸗ 


Berlin, 18. Januar. Aus Paris lagen zwar recht beruhigende | unter mehrfachen Schwankungen auf dem gewonnenen Coursſtande.] Werthe in der letzten Zeit erfuhren, die Kaufluſt anzufachen. Preu⸗ 
Meldungen vor, indeß ließen die Meldungen von der Wiener Börſe Oeſterreichiſche Eiſenbahn⸗Aktien waren dagegen ausgeſprochen matt | Btihe und andere deutſche Staatspapiere wurden bei feſter Stimmung 
Manches zu wünſchen übrig. Trotz der ſtarken Coursrücgänge der und haben dieſe fait ſämmtlich mehr oder weniger bedeutende Gourd= | nur wenig umgeſetzt. — Per Ultimo notiren: Franzoſen 540 bis | 
Haupt⸗Spielpapiere ſcheint die Parſſer Spekulation die Medio⸗Liqui⸗ | herabiegungen erfahren. Für unſere einheimiſchen Eiſenbahn⸗Allien | 543,50—543, Lombarben 242—247,50— 245,50, Kredit⸗Aktien 559 
dation mit Leichtigkeit überſtanden zu haben, dagegen geſtalteten ſich] war die Stimmung zwar günftig, der Verkehr blieb aber ziemlich bes J bis 558,50 — 564550564561, Wiener, Bank⸗Lerein 223,50 bis 
die Verhältniſſe in Wien ungünstiger und find dort mehrfache, wenn langlos, da es doch an Kaufluſt fehlte. Kleinere Coursermäfſgungen 224,50, Darmftädter Bank 158.158,50 —458,25, Diskonto⸗Komman. 7 
auch nur unbedeutende Zahlungsſtockungen zu verzeichnen. Die hieſige ] ſind auch auf dieſem Gebiete vorgekommen. Daſſelbe iſt eigentlich auch | dit = Antbeile 19 3,75—195,50—196,50—197, Deutſche Bank 149,50 bis 
Börſe trug ber der Eröffnung des heutigen Geſchäftes den matteren vom Geſchäft in Induſtriepa ieren zu ſagen. Bei feſter Haltung blieb 149,60. —149, Dortmunder Union 102,70—103—102,25—103,10 
Wiener Notirungen wohl ka zeigte aber doch im Allgemeinen | ber Verkehr gering. Bank⸗Aktien blieben auch heute gänzlich vernach⸗ bis 102,90, Laurahütte 122.9—125,10—122. — Der Schluß war 
i eſterreichiſche Kreditaktien zogen in | läffigt. In den auswärtigen Staats⸗Anleihen entwickelte ſich ein leb | feit. — Privat⸗Diskont — Prozent. 
ſchneller Folge mehrere ark im Courſe an und hielten ſich dann hafter Verkehr und ſcheinen die wiederholten Rückgänge, den dieſe ! SE 
2 N 5 106.60 3 Bank⸗ u. Kredit⸗Alltes. Eiſenbahn⸗ Staus, Aktien Nünſter⸗ Hamm ` 100,50 B Oderſchleſ. 2. 1873 [4 1104,40 G 
103,80 G Badiſche Bank ia 114.50 G Nieverſchl e Märk. 4 1100,25 & do. v. 1872 44 104,00 B 
100,50 B Br: Rheinl. u. Weſtf 38,00 B Rhein. St. A. abg 61161 80 bz PBriegReiſſeſ4! 
Bk. f. Sprit⸗u. Pr. ⸗H. 4 69,20 bah do. neue A proc. 5 159.50 G do. Coſ.Oderb. 4 
Berl. Handels⸗ Gef. 1 118,00 Ia bo. Lit. B. gar. 4 100.50 bz] do. Siedrogd. a 91,00 G 
do. Kaſſen⸗Verein. 2 206,00 G — , Ä 
Breslauer Disk.⸗Bk. } 97,50 bz do. do. . 


Aachen⸗Maſtricht 4 52.60 136 


do. do. 110 |5 115,50 b 
do. do. 110 4108,50 B 
Pr. C.⸗B.⸗Pfdbr. 1005 105,90 B 
do. do. rückz. 100 4 104.00 B 


Loi, _ 
Preuß. Zon). Anl. 44,105.30 bz 
do. neue 1876 4 10,90 b 
Staats⸗Anleihe 4. 100,90 © 


Berlin⸗Dresden 1 | 15.60 wt 


Berlin⸗Görlitz H 34,00 DES Stlesbahn a Beinsitäis: 


0 Centralbl. f. B. ; b. 
Saat ee, uk IS dEr e e Aug Been g [9700 NI Obligationen. 
De 4 1005 Be 32 15 eie Under 500 % de pe 4 
Berl. Stadt⸗Obl. 4 100,50 bz I be. (1874) on? Cöln. echslerbanf 3 96,00 G ESCH ener 4 35.90 bz do. do. AL 
Do. do. 3 95,50 G Pr. Fup.⸗A.⸗B. 120145 105,00 B Danziger Privatb. 4 Magdeburg⸗ Jeipzig 4 do do. III 
Säit, d. B. Kim. 4102.00 © Lo Ii cz, 10015 10300 G PParmfiädter Bank 4 158,60 8 | do. do. it. Wi Verg.⸗Mürkiiche 1.1441103,25 B 
Pfandbriefe: S dëëeiet, Bob.s@red. 15 103.20 bz do. Settelbank s 108.60 © Nordhauſen⸗Erfur! ? | 28,50 56 S KEE 2 103,25 B 
Berliner 5 1092555 Lie be. 14110650 ds TDeſſauer Da, A8) 97.00 B 330253.10 bg | ba II. v. St. g. 2475 B 
bo. 403.75 8 [Stettiner Nas Ho. 100,9) © do. Landes bank ch. Tit. B. 3195,75 bach | do. do. Litt. 8. 94,75 5 
Bondſch. Sentral, 3109/0 3 do. de., 4103.50 b Deutſche Bank 39.70 bz [Ofpteuß. Sürbahn | 69,50 658 | Se. do. Lët 394,10 bäi e 
Kur- u. Neumärk. 95.70 5 ſärapoſche EA do. Genojfenig. } 129,60 G 4 17225 bz do. TY.1421102,75 1 
e neue 33 91,75 B doe. Hup.-dant. 4 90.50 8 11480 8 do. 44.102,75 G ä 
ds. 4 1101,00 8 er delle do. Reichsbank. 149.50 bp 03.10 bB e II 03.95 bh 
do. neue éi Asländiſche Fonds. Disconto⸗Fomm. 197.50 bz 4207.90 68 [ de. 50290 bt 5 e SC 
. Brandbg. Kred. 4 = Geraer Bank 4 933 60 36 40 B acken⸗Düſſeldf. 13 1 ba 
. 35.90.75 bz do. 39. Handelsb. 92,75 G do. Lit. C. 5. St ga 111.50 5 do. do. II 4 bäi 
b. 100,40 G J. do. Se (fund.) 5 Bothaer Frivatbk. 4 1118.60 B. Ludwigsb.⸗Berbach 204.00 bz do. do. III 
d e Norweger ig 4 do. Grundkredb. - | 94,00 bz igsb. 4 1102,10 ba Do. Duff. ⸗KlB. äi 
Gegen. ritterſch. 3.0.75 bz [Newvork. Std. nl. U S Sand Hübner) | 41 50.75 B de. do. II 
20. d 100,60 & Deſterr. Goldrente 4 | 79,75 bz önigsb. Vereinsb. 4 | 98,00 G do. Dorkm.⸗Soe 4 d 
do. I. B. 4 100.50 B do. zum 4 64,69 © “Leipziger Ereditb. 4 115450 bsc do. 90. II. 4 103,20 bzB 
do. III. Serie 4103.90 do. Silder⸗Rente 21, 65.80 556 4 12,50 ba 5 86.70 bz do. Nordh, Fr W. 4103,00 B 103,20 b 
Neuldſch. II. Serie 4 1100,50 bi | bo. 250 fl. 18544 4 116.50 bz 4 145.00 bz do. Ruhr.⸗K.⸗G. I. 4 103,20 638 
ne ng Re ing ET e (EH IS m Ap e 
enſche, neue 30 bz do. Lott. ⸗A. v. ‚50 bz opoth.=B. fr 97,75 bz 135, do. do. III ä 
Sächſiſche do. do. v. 1864— 227.75 B reditbl. 4 100,00 bt d 35,25 bz aen 3 4103.50 @ Biereg Brio x 
Pommerſche 190.40 b Ungar. Goldrente 6 102,39 bz do. Hypothekenbk. 4 | 92,50 4 145,50 bz do. B. 10330 G ſabeth⸗Weſtbahn 5 86.80 B 
do. 100,30 © | da. Fei A. 70 dj ed eue Sen 170 Eliſabetb⸗Weſtbahn ? | 9150 bl . de. Litt. O. 4103.10 66 Gal. Borne. 3 85,80 bs 
do. 101.30 b do. Vente 227.00 ddeutſche Bank 4 174,50 bz anz Joſeph 84 70 bz [Verlin⸗Görlit d do. do. d 
en, al. EI 221 © gene Sente 6 | 6175 bg Ge Sean | 6500 08 Se, Se 5 529 50 | Do. do. Uu 44110275 bp do. de. ef 
bo. alte A. 4 do. Tab.⸗Oblg. 6 err, Kredit 1 678.30 b Berlin⸗Harburg J. 4 100.10 } — Aer 
do. neue I. 4 umänier Petersb. Intern Bk. 41 109.00 © 461.75 458 | do. do. 10010 G fLemberg⸗Czernow 15 | 81,75 © 
Rentenbriefe: 5 nniſche Loofe — 51.40 G 82,50 bs 4 | 15,25 bz do. do. Z11.1441103,00 b > 15 | 86.10 B . 
Kur- u. Neumärk. 4 100.75 B uf „Bod. 5 76,40 G 120,50 G 4 Brl.⸗Ptad.⸗M. K. B. 40 0 II. 5 | 83,20 bz 
Pommerſche 4 100,0 G do. Bodens Credit 5 | 83,25 bzB tien 157,75 bz 5 378.00 bz do. do. 0.4 109,40 B Im; bo. V. 5 | 8210 big 
Poſenſche 4 1659 59 d do Engl. A. 1 4 50 do. D 4103,80 5 nr fr. 51,00 bzB ` 
Sei? 4109, 8 do. do. A. v. 186215 E 4 110,10 56 4 67.75 bz8 do. E. 4102,90 bz 0 eer ër 18 377.25 
hein⸗ u. Weitfäl. |4 1100,50 Ruff. fund. A. 187015 3 do. Centralbdn. 4 123.00 bäi „ Rud.⸗Bahn s | 72,60 bc [Berlin⸗Stettin 1 o. Ergänzab. 3 358,40 b 
chſiſche 1 100.50 B Ruff. conſ. A. 187115 | 87.25 bz do. Hyp.⸗Spielh. 1 | 87,75 5 de. d 104 1100,40 5 d it- t3b. 5 104.60 G 
Schleſiſche 4 100.70 bz [do. bo. 187215 | 87,25 b [Produfl⸗Handelsbr : | 75.00 3 Iptumünier 21 62.90 bz | do. do. Wl: 1100,40 8 o. . E. 5 110460 G 
EE do. do. 1875 41 78,25 b Sächſſche Bank |4 112250 8 | do. Lertiſkate 14 bo. IV. v. St. alt 100,0 8 Ze eebe 8700 88 
eg, | (mann e e e eee e Kessen e Lëz hu 
e 5 . . 50 o ei. Bankverein EA . Ei 3 | 62. do. WU. 4 K 
Dollars do. Pr. A. v. 1864 5 145,00 b ik Bodenfrebit 4 1135.50 8 . 45200 d rest Schwe Fre tele. Nu ahn 8290 65 
Juperialz e Zubufteie - Nite. Saſweter Motel? 36 70 dich] de. de. Kirn da. de. 100% 8480 
de, 500 Br. . b e 8500 e le Südöſterr (Lond.) do. do. Ge E 410 00 ben do. do. 1872 8470 © 
Engl. Banknoten 0. 6. do, do. |% 5,00 bz Brauerei Patzenhof.]4 195,00 B. Turnau⸗Prag 4 1132.00 G do. do. Län, J. 4103,00 bi Rab⸗G 5 5 84,70 b5 
do. einlösb. Leipz. e Vo. Pol. Sch.⸗Obl. | 84,00 bz IDannenb. Kattun. |4 Warſchau⸗ Wien 4 243,00 58 Te ba 1876 | 105.90 rad Pr. 4 | 9,70 kä 
ranzöſ. Banknot. 81,25 bz a do. kleines Deutſche Bauge) 4 59,75 8 SH Köln 1 1100,50 8 er enb.⸗Pardubi 83.40 B 
eftere. Banknot. 171.55 b5 Wein, Pfandbr. |. 65.10 bh pd, Eiſenb. Vn ) = do. do 100.20 & öfter. (Lomb) 127680 & 
do. Silbergulden o. do. 5 Orſch. Srayıs u. Eiſ. 4 € Siſenbahn⸗Stammprisvitäten. do. do. VI. 4103.00 B EN do. neuel3 276,80 G 
Ruff. Roten 100 Rbl“ 1211,75 Ez do. Li idat. 4 | 56,90 bz Honnersmarcklütte | 62,75 big [Berlin⸗Dresden |& | 41,50 BG Halle⸗Sorau⸗Guben 4104.25 B 5 do. 137016 
Deutſche Jonds. Türt. Anl. v. 1865 — 13 50 bz [Dortmunder Union | 1450 G,  IBerlineGörliger 90.50 bë |_ do. Si Ai 104.25 B bo. do. 1870 
Dia Reichs⸗Anl EK 101 00 bz do. do. v. 186008 Egells Maſch.⸗Akt. 4 30.00 bz o orau⸗Gub. 5 8400 bi nnov.⸗Altenbk. 1 4 do = 187716 
A . 554100 0.14490 b do. Looſe vollgez. 3 Erdmannsd. Spin. | 37,75 A ärliſch⸗Poſen 5 114.90 b In do. äi di Gg 5 
Sab. . v. 97 1500 5 elt . Nose Kb. 4 8126 9% E 10380 WÉI Le "är Bad e 5 9180 7 
2 wl „J. 96 „ d D . e D ei 0 K 2 P iſch⸗Poſen ` KEN d 
do. 35 fl. Oblig.\—1218,00 © een Be E ee 6 | 010 d |Mail Aë: 410 40 0% Wii a 1 | 97.00 85 
Halt. Geën Anl. 4 136,50 G. Paie ö Georg⸗Marienßütte | 94,75 Mët TOberiaufiger 5 55.40 68 Un do. 5 105.70! 2 5 Lr. a 20 16 
Braun ch. 20thl.⸗L. — 102,00 bz 5 N 112 8 ＋. | ibernia u. Shamr. 4 90,10 bau Hels⸗Gneſen 5 54.00 bz Magd.⸗Halberſtad! 4} BS 5 5 96,00 bz 
Brem. Anl. v. 1874 41 100,80 B Cie 50 E ai Immobilien (Berl.) A 81.50 G Oſtpreuß. Südbahn | 98,00 3 do. do. ds 186104 x 810 al gar. 6 100 
Säin Rp Rr.-Anl. 51 128,25 bz er 100 Fr 8 . Kramfig, Leinen⸗J. 4 95,00 G Poſen⸗Ereuzburg 5 72,25 6 do. do. de 1873 A 102,80 bz 90 slow ren 89 00 6 
Den. Er Anl. 3196.0 © (Bt 100 F.8 T. Lauchhammen 310 8 echte Sderuf. Bahnſe 170.50 bp | do. Lein. A. 0580 86 8 b. 0 85,0 bd 
Goth. 1 4 5 129.75 b3 9 do. 100 Laurahütte 4 123,25 bz Rumäniſche Mm do. do. B. 4 100.50 9 RS ⸗Chark. gar 5 | 97,25 
do. I Abb. 4 1118,60 bz di SC Be 171,40 6 Juiſe Tieſb.⸗Bergw. ! | 44,90 ba Saalbahn „0 25 bz do. Wittenberge 4102.50 B [F.⸗Chark⸗Aſ. ( bl) 5 SEH 
amb. 50⸗Thlr.⸗L. 3.188,75 bz Wien U KZ? 7050 d Magdeburg. Bergm.|t 118,00 2 Saal⸗Unſtratbabn 3 0 do. do. 385.00 8 Burgen, gar. 5 100.50 8 
becker Pr.⸗Anl. Ai 180,75 bz. KE et En 11950 G Marienbüt.Bergw. 1 | 52,00 Tilft⸗Inſterburg 5 79.00 ® hl Mist. I. 2 100,75 B LoſowosSewan. 5 | 81,75 © 
Mecklb. Eiſenbhan 31 94 50 58 SC 9.100 f. 3 M. 208 5 Menden u. Schw. B. | 4,75 B Weimar⸗Geraer 5 3750 G do. II. a 624 thlr. 4 | 99,75 B MostoNiäfen, 9. 5 103.75 G 
Menger sse || 27 90 638 ee 9 3 Föberichl. Eif⸗Bed. 51.75 6 19 ds. Bel. I. . H. 4 00,80 © Most.-Smolenst, g. 1 97.90 156 
do. Pr.⸗Pfobr 119% b Warschau! 211,40 b ßend ERR Staate bahn Ati 79. bé, D conv. ) 1100,50 G Farc. Venen. 0 
8080 0 Looſess 1149,60 © Phönm . A. Lat. 4 85,50 556 aatd bahn "Zeg, erſchleſiſche A. 101,00 1 arſch.⸗Teresp., g. 97,50 bz 
D.⸗G.⸗C.- B- gf. 11047105. 70 bz : 00 PRbönigBSELI.B4 | 400 Arl.⸗Potsd.⸗Magd. 4 elſche 8 eu Age, eine, 1 | 9850 Di 
do. 58. 496.30 56 | *) Binsfuß der Reichz⸗Bank fürffehendütte conf. 2 1104.00 J [Selin Stettin 441117,00 B ; J. v 100,40 G arſchau⸗Wien 1.5 103,80 & E 
Otſch. Hypoth. unk. 5 103,75 © Siechiel 5, ür Lombard 6 pet., Bank⸗ Rhein.⸗Naff. Bergw. E | 73,00 B Cöln⸗Piinden 6 D. 100,40 G do. D. 10389 & 3 
do. do. 4102,30 bh foißlonto in Amſterdam 4, B KE ent, Ind. 4 Nad. ⸗Halberſtadt 34 88,00 © B. 410 % 30. 5 103.50 5 f 
Mein. Hyp.⸗Pf. 4101.00 bz Brüſſel 5 Frankfurt a. N. 22, 5 4227 Ngd.⸗Halbft. B. abg. 83,00 G . 103 80 G Jausloe Ses 5 | 68,90 bz 
rbb. Grdkr.⸗H.⸗A. 7 101.00 G burg —, Feirgig — denden 4 75 do. B. unabg. Géi 88,00 G 2.104,00 © | 
Tommöun.Pibbe 1 ` 5. Petersburg 8. Wien 4 93. so. (I. do. aba. 15 1125.20 6 E 1042 5 SEHE ` 
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